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2 14 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Finanzen 

Überprüfung des Prozesses Abgabeneinhebung 
gemäß § 9 RHG 1948 

Die Einzahlungen des Bundes aus Bruttosteuern betrugen im 
Jahr 2014 rd. 78.503 Mrd. EUR. Auf die neun betraglich bedeu­
tendsten Abgaben. die Gegenstand der Überprüfung des RH waren. 
entfielen hierbei rd. 72.549 Mrd. EUR (92.42 % ). 

Ri ikomanagement und IKS waren untrennbar miteinander verbun­
den. die Kenntnis der internen und externen Risiken sowie der zu 
analysierenden Prozes 'e der Abgabeneinhebung war unabdingbar 
für die Erarbeitung eines wirkungsvollen IKS. Für den Bereich der 
Abgabeneinhebung fehlle im BMF aber eine gesamthafte Risiko­
analyse. welche insbesondere auch die externen Risiken umfasste. 
Damit baute die IKS- Strategie des BMF auf einer unvollständigen 
Basis auf. wodurch die Entwicklung und Implementierung eines 
umfänglichen IKS- Konzepts nicht möglich war. Ferner fehlle eine 
Zusammenstellung aller Prozesse im Abgabenverfahren. 

Das BMF hatte bis zur Überprüfung durch den RH die IKS-Strate­
gie nicht evaluiert. Das BMF gab zwar einen oll-Prozess in Grund­
zügen vor. überwachte die Umsetzung bei den Ämtern aber nicht; 
dies war auch nicht vorgesehen. 

Das BMF verfolgte einen zweistufigen Risikomanagementansatz: 
Koordination durch eine StabsteIle "zentrales Risikomanagement" 
und Koordination der dezentralen Risikomanager in ihren Bereichen 
(Sektionen) . Die Umsetzung dieses Ansatzes erfolgte aber nur teil ­
weise und in unterschiedlicher Inten itäl. So fehlle u.a . ein doku ­
mentierter Nachweis der Umsetzung der in den einzelnen IKS­
Vorschriften des BMF vorgesehenen Kontrollmechanismen in den 
lT -Anwendungen. 

Die vom RH durchgeführten Walk-Through- Test zeigten. dass in 
den in gesamt 30 überprüften Stichproben die vorgesehenen IKS­
Maßnahmen effektiv umgesetzt waren. 

11 
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Ziel der Überprüfung war die Beurteilung des Internen Kontrollsys­
tems (IKS) betreffend der bei der Erhebung von öffentlichen Abga­
ben durch die Finanz- und Zollämter festgelegten Vorgangs weisen 
(Abläufe) und der al Vorsystem zur Haushaltsverrechnung einge­
setzten IT -Anwendungen. Ferner überprüfte der RH, ob die vorgese­
henen Maßnahmen des IKS sowie die definierten Abläufe im Verfah­
ren wirkungsvoll implementiert waren (Walk-Through-Tests). (TZ 1) 

Der RH hatte zum Bereich der Abgabeneinhebung im BMF regel­
mäßig Feststellungen zu den bestehenden externen und internen 
Risiken getroffen und dazu auch verschiedentlich Empfehlungen 
abgegeben (zuletzt: Risikomanagement in der Finanzvenvaltung, 
Reihe Bund 2014/14). Das BMF hatte bis zur Überprüfung durch 
den RH von sechs offenen IKS-relevanten RH -Empfehlungen vier 
umgesetzt. Zwei IKS-relevante Empfehlungen des RH setzte das 
BMF hingegen nicht um. (TZ 2) 

Für die Erhebung der Abgaben waren 40 Finanzämter sowie neun 
Zollämter als dem BMF nachgeordnete Abgabenbehörden zuständig. 
Das BMF als Zentralleitung bestand aus insgesamt sechs Sektionen 
sowie einem unmittelbar dem Bundesminister nachgeordneten Gene­
ralsekretär (inkI. Abteilung Interne Revision). Im Zusammenhang mit 
der Abgabeneinhebung kamen den Sektionen rv .Steuer- und Zoll­
venvaltun!( und V .Informations- und Kommunikationstechnologie, 
E-Government" sowie den Sektionen VI .Steuerpolitik und Steuer­
recht" und I . Präsidialsektion" erhöhte Bedeutung zu. (TZ J) 

Die Hierarchie der nachgeordneten Dienststellen des BMF war in 
zwei Ebenen gegliedert. Die operativen Ei nheiten waren alle in der­
selben Hi erarchiestufe angesiedelt. Die organisatorische Trennung 
von Abgabenfestsetzung und Abgabeneinhebung war ein grundle­
gendes Element der Funktion trennung im Sinne des IKS. Die flache 
Hierarchie der nachgeordneten Dienststellen im Bereich der Abga­
beneinhebung begünstigte die Umsetzung eines effozienten IKS , weil 
die Umsetzung von IKS-Maßnahmen in allen Hierarchiestufen zu 
erfolgen hat und eine flache Struktur die Implementierung und Eva­
luierung erleichtert. (TZ 4) 

BRA 2014 
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Überprüfung des Prozesses 
Abgabeneinhebung gemäß § 9 RHG 1948 

Das BMF verfolgte einen zweistuflgen Risikomanagementansatz zur 
Implementierung von IKS-Maßnahmen. (TZ 5) 

Die Umsetzung des zweistuf'gen Ansatzes erfolgte nur teilweise, 
eine umfassende Risikoanalyse fehlte, das Risikomanagementver­
tändnis in den Sektionen war unterschiedlich ausgeprägt. (TZ 5) 

Das BMF hatte 2010 eine Strategie flir das IKS erlassen. Das Stra­
tegiepapier diente als strategische Grundlage zum Ausbau des IKS 
und bei notwendigen Überprüfungen von IKS-Maßnahmen. Im 
Strategiepapier waren Bereiche der internen Kontrolle vorgesehen, 
die geeignet waren, Manipulationen bzw. ungewollte Fehler in den 
betroffenen Verfahrensabläufen zu minimieren. (TZ 6) 

Das Strategiepapier des BMF fokussierte ausschließlich auf die inter­
nen Risiken der Verfahrensabläufe und stellte damit kein gesamt­
haftes IKS- Konzept dar, das auch externe Risiken umfasste. Eine 
umfassende Risikoanalyse fehlte darin. (TZ 6) 

Das BMF sah eine Überprüfung des IKS in den nachgeordneten 
Dienststellen insbesondere bei mangelndem Sicherheitsbewusstein, 
Umstrukturierungen der Orga nisation, neuen ArbeilSprozessen sowie 
bei MalversationsfaJJen vor. Überprüfungen fanden jedoch nicht rol ­
lierend statt. (TZ 7) 

Eine Evaluierung der IKS-Strategie hatte bis zur Überprüfung durch 
den RH nicht stattgefunden. (TZ 7) 

Eine Gesamtübersicht aller Prozesse flir die Abgabeneinhebung 
fehlte. Durch das BMF war ein Soll-Prozess vorgegeben, eine Über­
wachung der Umsetzung bei den Ämtern wurde aber ni cht durch ­
geflihrt und war auch nicht vorgesehen. (TZ 7) 

Die Sektion IV des BMF hatte im Jahr 2007 begonnen, eine Risiko­
landkarte flir den Bereich Abgabeneinhebung zu erstellen, die nach 
Empfehlungen der Internen Revision des BMF sowie des RH häUe 
aktualisiert werden sollen, was bis zur Überprüfung aber nicht statt­
gefunden hatte. (TZ 8) 

In der Sektion V des BMF gab es weder eine gesamthafte Risiko ­
analyse noch war ein einheitlicher Gesamtprozess bezüglich des IKS 
in den ff - Anwendungen defoniert. Das historisch gewachsene IT­
System gli ederte sich in unterschiedliche Module; die Modulverant­
wortlichen trugen jeweils die Verantwortung zur Implementierung 
von IKS- Maßnahmen und setzten folglich unterschiedliche Maßnah-

13 
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men der internen Kontrolle. Dadurch war ein gesamthaftes System 
der internen Kontrolle nicht gewährleistet. Die flir die Abgaben­
festsetzung und die Abgabeneinhebung eingesetzten IT - Applikati ­
onen des BMF waren nur flir die Abdeckung der internen Risiken 
ausgestaltet. (TZ 9) 

Der Genehmigungserlass regelte die Durchflihrung von Genehmi­
gungen im eigenverantwortlichen Bereich der Mitarbeiter ebenso 
wie die Anwendung des Vier- Augen-Prinzips zweckmäßig. Die im 
Abgabenverfahren verankerten Abläufe und Kontrollerfordernisse 
waren geeignet. die Einhaltung der vorgesehenen Kontrollmaßnah­
men sicherzustellen. (TZ 10) 

Die im Revisionserlass vorgesehenen Stichprobenkontrollen durch 
den jeweil Vorgesetzten im Bereich der selbständigen Erledigungen 
der Sachbearbeiter waren ein geeignetes Instrument zur nachgän­
gigen Kontrolle im Massenverfahren. (TZ 11) 

Die Kombination aus internen Kontrollschritten und Vor- Ort-Kon­
trollen im Zuständigkeirsbereich der Zolldien !Stellen war geeignet. 
um Malversationen zu vermeiden und Fehler zu minimieren. (TZ 12) 

Zu den externen Risiken bestanden lediglich generelle oder auf die 
angewandten Verfahren abgestimmte Regelungen und Vorgaben flir 
Kontrollen und Prüfmaßnahmen. Diese waren aus dem Strategie­
papier des BMF bzw. dem Organisationshandbuch und den darauf 
basierenden Erlässen und Vorschriften abzuleiten. Das BMF reagierte 
nur punktuell auf externe Risiken ; entsprechende Kontrollmaßnah­
men waren nur unzureichend implementiert. Eine gesamthafte Ana­
lyse der externen Risiken fehlte im Bereich der operativen Umset­
zung; es gab auch kein darauf basierendes IKS- Konzept. (TZ 13) 

In den jeweiligen IT-Applikationen bestanden zu den identiftzierten 
internen Ri iken und auch zu einzelnen externen Risiken EDV- tech­
nische Absicherungen oder Abgleiche. Es gab aber keinen gesamt ­
haften Überblick. der dokumentiert hätte. bei welchen Anwendungen 
und Verfahrensschritten jeweil das Vier-Augen- Prinzip vorgese­
hen war. Ebenso konnte das BMF nicht nachweisen. dass sämtliche 
technisch mögliche IKS-Maßnahmen auch in der IT - Applikation 
wirksam umgesetzt wurden . (TZ 14) 

BRA 2014 
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Neuaufnahme von Steuerpflichtigen in Finanzämtern 

Der Prozess der Abgabeneinhebung begann mit der Neuaufnahme 
von Steuerpflichtigen in der zentral geflihrten Grunddatenverwal­
tung. Anltnüpfung merkmal im Abgabenverfahren war die Steu­
ernummer. Die Anlage bzw. Veränderung der Informationen in der 
GrunddatenverwaJtung war funktional getrennt (Infocenter und 
Abgabenteams) und damit einem Vier- Augen-Prinzip unterwor­
fen . Das IK im Bereich der Stammdaten war wirksam implemen­
tiert. (TZ 15) 

ErkJärungsverfahren 

Das Verfahren zur Überwachung der ErkJärungsabgabe war voll 
automatisiert und somit besonders ressourcenschonend. Der hohe 
Grad an Automatisierung begünstigte das wirkungsvolle Imple­
mentieren von LKS - Maßnahmen. Ein manuelles ErkJärungsverfah­
ren war vom BMF nur in Au nahmeHillen vorgesehen. rur das wie ­
derum ausflihrliche Regelungen in Bezug auf Kontrollmaßnahmen 
im Organisationshandbuch bestanden. rrz 16) 

Innenprüfung 

Beim Veranlagungsverfahren handelte e sich um ein Massenver­
fahren. weswegen eine Vollprüfung faktisch nicht möglich war. Die 
Innenprüfung von Veranlagungsakten in Form von Vorbescheid­
und Nachbescheidkontrollen nach im System einheitlich hinterlegten 
Au wahlkriterien war geeignet. das Ri iko fehlerhafter Abgaben­
be cheide zu reduzi ren. Die Auswahlltriterien wurden regelmä­
ßig angepas t und waren den Mitarbeitern an den nachgeordneten 
Dienststellen nicht zugänglich bzw. bekannt. (TZ 17. 18) 

Außenprüfung 

Die Prüfungen im Innendienst wurden um Vor-Ort-Prüfungen 
ergänzt. Die Kombination von zentraler Fallauswahl durch das RLA I 
und die Auswahl durch facheinschlägige Experten. wie Teamleiter 
und Mitarbeiter der Finanzpolizei. war geeignet, eine FaJlauswahl 
im Sinne eines risikoorientierten Prüfungsansatzes im Bereich der 
Außenprüfung zu gewährleisten. (TZ 19) 

I RlA: Rlslko- lnfonnilions- und Analysa('ntrum 
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Ablauforganisation bei der Erhebung der Verbrauchsteuem durch 
die Zollämter 

Die euanlage und Veränderung der Daten für die Erteilung einer 
Verbrauchsteuemummer war ausschließlich im Vier- Augen- Prin­
zip möglich. wodurch ein we entliches Element eines effizienten 
IKS erfüllt war. (TZ 20) 

Das Verfahren zur Festsetzung und Abfuhr der Verbrauchsteuem 
wurde fast ausschließlich auf elektronischem Weg abgewickelt. wes­
halb auch die IKS-Maßnahmen in der IT -Anwendung zentral imple­
mentiert waren. (TZ 2\) 

Die Um etzung von IKS-Maßnahmen im elektronischen Verfahren 
zur Einhebung der Verbrauchsteuern war zweckmäßig. um das IKS 
errektiv zu implementieren. (TZ 21) 

Abgabensicherung 

Die funkionale und organisatorische Trennung der Abgabensiche­
rung von der Veranlagung stellte eine wirkungsvolle Umsetzung des 
IK - Prinzips der Funktion trennung dar. (TZ 22) 

Das Vier- Augen-Prinzip war in den wesentlichen Bereichen der 
Abgabensicherung implementiert. Die Einhaltung dieses Prinzips 
wurde durch technische Sperren in der IT sichergestellt. (TZ 22) 

Die Überprüfung der Stichproben zu den Abgabenarten Einkom­
mensteuer. Lohnsteuer. Kapitalertragsteuern. Körperschartsteuer. 
Umsatzsteuer. Versicherungssteuer und MOlOrbezogene Versiche­
rungssteuer zeigte. dass die in der IKS-Slrategie sowie die im Orga­
nisationshandbuch und den gellenden Erlässen vorgesehenen IKS­
Maßnahmen umgesetzt waren. (TZ 23) 

Das Verfahren. das die Finanzämter abwickelten. war. begründet 
durch die historisch gewachsene Struktur der IT - Applikationen. 
durch die Schnillstellen zwischen den eingesetzten Anwendungen 
zur Abgabenfestsetzung (AF). Abgabeneinhebung (AE) und zu HV­
SAp2 gekennzeichnet. Durch den notwendigen Datenaustau eh an 
den Schnittstellen zwischen den Systemen stellte die Datenüber­
gabe ein Risiko im Sinne des IKS dar. Die Übergabe der Daten aus 

l HV. SAP; UaWihallSvl!'rrt'('hnung- SAP. BuC"hhaltungssortwarr dt'S 8undö 
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Überprüfung des Prozesses 
Abgabeneinhebung gemäß § 9 RHG 1948 

der Anwendung Abgabeneinhebung an HV-SAP erfolgte täglich in 
saldierter Form. Es waren Prüfroulinen zur Sicherstellung der kor­
rekten Datenübergabe implementiert. Oie Übergabedateien wurden 
nach zehn Tagen automatisch gelö cht, ein Nachvollziehen der Sal­
dogrößen aus HV-SAP hin zur Anwendung Abgabeneinhebung und 
somit auf die einzelnen Steuerkonten war so nur unter erheblichem 
Aufwand möglich. (TZ 23) 

Oie Überprüfung der Stichproben zu den Abgabenarten Tabak­
steuer und Mineralöl teuer zeigte, da s die in der IKS-Strategie 
sowie die im Organisationshandbuch und den geltenden Erlässen 
vorgesehenen IKS- Maßnahmen umgesetzt waren. Kernstücke des 
Verfahrens waren die Anwendung zur Elektroni chen Verbrauch­
steueranmeldung (EVA) sowie die Anwendung zur Kassengebarung 
Zoll (ZITAT: Zoll-Informalionstechnologie-Austria). Beide Systeme 
waren miteinander direkt vernetzt. wodurch eine Schnittstelle zum 
Datenaustausch zwischen den Systemen nicht erforderlich war. Oie 
Übergabe der Daten aus der Anwendung ZITAT an HV-SAP erfolgte 
täglich in saldierter Form. Der Datentransfer war so gestaltet, dass 
die übergebenen Salden problemlos auf die Einzelf<iJIe rückverfolgt 
werden konnten. (TZ 24) 
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H 

1 (I) Der RH fUhne im Rahmen seiner Prüfung der Abschlussrechnungen 

de Bundes gemäß § 9 RHG 1948 von Oktober 2014 bis Juli 2015 - mit 
Umerbrechungen - eine Funklionsprüfung beim BMF zum System der 

Erhebung der Abgaben bei Finanzämtern und Zollämtern durch. Prü­
fungshandlungen fanden in der Zemralstelle selbst, bei der zuständigen 
Organisationsabteilung IV/2 und bei den fUr die Abgabenapplikationen 

der Finanz- und Zollämter zuständigen Abteilungen V/2 und V/5 des 
BMF sowie durch Prüfung von Abgabeakten der Finanzämter fUr die 
Bezirke 1,3,6,7, 11, 15 und 2J in Wien, fUr Schwechat und Geras­

dorf, sowie des Finanzamts fUr Gebühren, Verkehrsteuern und Glücks­
spiel und des Zollamts Wien Stall. 

Ziel der Überprüfung war die Beuneilung des Imernen Komrollsys­
tems (IKS) betreffend der bei der Erhebung von öffentlichen Abga­
ben durch die Finanz- und Zollämter festgelegten Vorgangsweisen 

(Abläufe) und der als Vorsystem zur Haushaltsverrechnung einge etz­
ten IT -Anwendungen . Weiters überprüfte der RH, ob die vorgesehenen 
Maßnahmen des IKS sowie die definierten Abläufe im Verfahren wir­

kungsvoll implememien waren [Walk-Through-Te ts). 

(2) Zur Überprüfung der praktischen Umsetzung der in den einzelnen 
Verfahrensvorschriften vorgesehenen IKS-Maßnahmen in den ausge­

wählten Abgabeverfahren fUhne der RH neben der Analyse der einge­
setzten IT-Verfahren auch Stichprobenüberprüfungen durch. Im Zuge 
dieser sogenannten Walk - Through-Tests wählte der RH fUr jede der 
geprüFten Abgabenanen mindestens zwei Fälle aus einer deflnienen 

Grundgesamtheit J aus. Insgesamt überprüfte der RH 30 Stichproben. 
Für die ausgewählten Fälle bereitete das BMF die Daten zu den rele­
vanten Verfahrensschritten auf, der RH überprüfte sodann den gesam­
ten Verfahrensablauf und die Schnittstellen zwischen den Applikati­
onen auf Einhaltung der vorgesehenen IKS- Maßnahmen. 

Die Überprüfung erfolgte auf der Basis eines risikooriemienen Prü­
fungsansatzes. Der RH wählte als Grundlage fUr seine Prüfung daher die 

in der nachfolgenden Tabelle I angefUhnen, betragsmäßig bedeutends­
ten Einzahlungspositionen des Finanzierungshaushaltes des Detailbud­
gets _Brulloabgaben- aus. 

) AuswahlknltnC'n : Buc:hungsJahr 2014. 8C'Ir.tgsgrtnun nach Abgabt'nan dC'fIßlC'n. 
Finanzämtt'r auf Wi('n C'lngeschrankl 
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Prüfungsablauf und -gegenstand Überprüfung des Prozesses 

Abgabeneinhebung gemäß § 9 RHG 1948 

Tabelle 1: Voranschlag Einzahlungen 2014 Untergliederung 16 Öffentliche Abgaben -
Bruttosteuern ausgewählte Budgetpositionen 

DetaIlbudget Hr./ Bezeichnung 
Voranschlag 2014 Einzahlungen 2014 

Budgetposition in EUR in EUR 

Detailbudget 16.01.01.00 Bruttosteuern 78.380.000.000,00 78.502.778.383,51 

16.01.01.00-2/8300.000 Veranlagte Einkommensteuer 3.500.000.000,00 3.383.927.347,36 

16.01.01.00-2/8301.000 lohnsteuer 26.000.000.000.00 25.942.261.699.26 

16.01.01.00-2/8302.900 Ka pitalertrags teuern 2.650.000.000.00 2.769.467.283.45 

16.01.01.00-2/8303.000 Körperschaftsteuer 6.200.000.000,00 5.906.083.205,56 

16.01.01.00-2/8403.000 Umsatzsteuer 25.600.000.000,00 25.471.523.337.74 

16.01.01.00-2/8420.000 Tabaksteuer 1.730.000.000,00 1.713.172.191,78 

16.01.01.00-2/8423.000 Mineralölsteuer 4.150.000.000.00 4.134.977.035,99 

16.01.01.00-2/8435.000 Versicherungssteuer 1.070.000.000.00 1.101.132.940.54 

16.01.01.00-2/8435.100 
Motorbezogene 

2.050.000.000.00 2.126.396.296.98 
Vers icherungssteuer 

Summe 
ausgewählte Budget-

72.950.000.000,00 72.548.941.338,66 
positionen 

Anteil am DetaIlbudget 93,07 *fo 92,42 *fo 

Quelle: Voranscl'l lagsverg leic hsrechnung - Finanzierungsvoranschlag. Bundesrechnungsabschluss 2014 

Relevante 
Vorprüfungen des 
RH betreffend den 
Bereich Abgaben­
einhebung 

BRA 2014 

(3) Zu dem im August 2015 übermillehen Prüfungsergebnis nahm das 
BMF im September 2015 Stellung. Der RH erstallete seine Gegenäu­
ßerung im September 2015. 

2.1 Der RH halle zum Bereich der Abgabeneinhebung im BMF im Rah­
men von GebarungsüberprüFungen regelmäßig Feststellungen zu den 
bestehenden externen und internen Risiken getrofTen und dazu auch 
verschiedentlich Empfehlungen zur Verbesserung des IKS abgegeben. 

Dazu verweist der RH insbesondere auf die getroffenen Feststellungen 
seiner nachstehenden Berichte: 

- Risikomanagement in der Finanzverwaltung, Reihe Bund 2014/14 

- Transparenz von Begünstigungen in der Körperschaftsteuer. 
Reihe Bund 2013/6 
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den Bereich Abgabeneinhebung 
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Transparenz von Begünstigungen in der Einkommensteuer, 

Reihe Bund 2013/2 

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer Follow-up-Über­

prüfung, Reihe Bund 2012/ I I 

Der RH überminelte im Rahmen der gegenständlichen Funktionsprü­

fung einen Fragenkatalog zu den in den angefühnen Berichten aus­
gesprochenen Empfehlungen an die zuständige Abteilung des BMF. 

Das BMF hane von sechs offenen IKS- relevanten RH -Empfehlungen, 

wenn auch mit Verzögerungen, vier umgesetzt. Im Wesentlichen betra­

fen die Umsetzungsmaßnahmen de BMF: 

die IT -Überwachung von Höchstbeträgen (z.B.: Auftragsforschungs­

prämie). 

Risikokriterien für den risikoadäquatrn Anteil der Vorbescheidkon­

trolle bei Veranlagungsfallen ausländischer Unternehmer, 

die Sicherstellung von Ressourcen rur die verzögerungsfreie IT­
Unterstützung (z.B.: temporärer Ausfall MIAS4 - Abgleiche), 

eine Verlustdatenbank für ausländische Gruppenmitglieder im Zuge 

der Gruppenbesteuerung. 

Zwei der offenen IKS-relevanten Empfehlungen des RH setzte das BMF 
hingegen nicht um. Im Wesentlichen waren dies: 

die Einbindung von Prämien (steuerlichen Anzreizmodellen) in das 

Sy tem Vor- und Nachbescheidkontrollen, 

die Einbindung der Versicherungssteuer in die geplante Maßnahme 

zur elektronischen Unterstützung der Gebührenprüfung. 

2.2 Der RH stellte kritisch fest, dass da BMF IKS-relevante Empfehlungen 
aus vorangegangenen Gebarungsüberprüfungen nur teilweise umge­

setzt halle. Der RH empfahl dem BMF, die Einbindung von Prämien in 
das System Vor- und Nachbescheidkontrollen sowie die Einbindung 
der Versicherungssteuer in die geplante Maßnahme zur elektronischen 

Unterstützung der Gebührenprüfung weiterzuverfolgen. 

.. MIAS: Mehrwertsteuer Informallons - und Austau.schsYSlcm auf Ebene der Europäischen 
Gemclnschaft 
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Überprüfung des Prozesses 
Abgabeneinhebung gemäß § 9 RHG 1948 

Aufbauorganisation der Abgabenerhebung in der Finanzverwaltung 

Zentralleitung BMF 

BRA 2014 

3 Für die Erhebung der Abgaben waren gemäß dem Abgabenverwal­
tungsorganisationsgesetz 2010 (AVOGS) 40 Finanzämter (J9 Finanz­
ämter mit allgemeinem bzw. erweitenem Aurgabenkreis und das 
Finanzamt rur Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel mit bun­
desweitem besonderem Aurgabenkreis) sowie neun Zollämter als dem 
BMF nachgeordnCle Abgabenbehörden zuständig. 

Das BMF als Zentralleitung bestand aus insgesamt sechs Sektionen 
sowie einem unmiuelbar dem Bundesminister nachgeordneten Gene­
ralsekretär (gleichzeitig Leiter der Sektion IV de BMF) samt der die­
em zugeordneten Abteilung Interne Revision. Im Zu ammenhang mit 

der Abgabeneinhebung kam rolgenden Organisationseinheilen erhöhte 
Bedeutung zu: 

Sektion IV _Steuer- und Zollverwalrung-: 

Gruppe IV/A (Verwalrungsmanagement, Organisation und Betrugs­
bekämprung) rur den Vollzug der Ziel - und Leisrungsvereinbarungen, 
Controlling, Audits, Produktmanagement, Vorschrirtenwesen (Orga­
nisationshandbuch), Betrugsbekämpfung und Risikomanagement 
der Sektion IV. 

Abteilung IV/4 (Finanzstrarrecht und Abgabencinhebung (Verfah­
ren)). 

Sektion V .Inrormations- und Kommunikationstechnologie, 
E-Government-: 

Abteilung VI2 (rr und Rechnungswesen der Finanzämter und der 
Großbelriebsprüfung) Applikationen AbgabenreslSetzung AF und 
Abgabeneinhebung AE, 

Abteilung V/J (IT und Organisation des Rechnungswesens und Zah­
lungsverkehrs), 

Abteilung V/5 (rr - Recht und Datenschutz, rr und Rechnungswesen 
der Zollämter, prür-, Kontroll - und Inrormationssysteme) Appli­
kationen ZO Zoll (Anwendungen rur Verbrauchsteuern und Abga­
bensicherung Zoll) und Zoll Europa (ZE). 

\ Bundesg~t2 ü~r den Aufbau und dir Zustltndlgkcl1srt'gc:lung dcr AbgaMnVtrwal­
tung des Bundrs - AbgaMnvc:rwaltungsorganisationsgC'S('t1. 2010 - AVOG 2010; 
BGBt. I Nr. 9/2010 i.d.g.F. 
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in der Finanzverwaltung 

Abgabenbehörden -
Finanz- und Zollämter 

22 

Sektion VI .. Steuerpolitik und Steuerrecht": 

Gruppe VI/A (Steuerpolitik) insbesondere Abteilung VI/2 Steuer­
schätzung (Budgetierung der öffentl ichen Abgaben Untergl iede­
rung 16, Berichtsdienst und Steuerstalistik). 

Gruppe VI/B (materielles Steuerrecht). 

Sektion I Präsidialsektion: 

Zentrales Risikomanagemem des BMF, 

Expene für strategisches Controlling und 

Abteilung 1/7 ContTolling und Ressonbudget (Haushaltsreferenl des 
BMF). 

4.1 Für die Erhebung der Verbrauchsteuem (Mineralölsteuer, Tabaksteuer) 
waren die Zollämter sachlich zuständig. Die Erhebung der Versiche­
rungssteuer und der Motorbezogenen Versicherungssteuer oblag bun­
desweit dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel. 
Für alle anderen ausgewählten Abgabenarten waren die 39 Finanz­
ämter mit allgemeinem und erweitenem Aufgabenkreis zuständig. 

Die Aulbauorganisation der Finanz- und Zollämter entsprach grund­
sätzlich den im Folgenden abgebildeten Organigrammen. Jene Bereiche, 
bei denen mehrere Einheiten hinterlegt waren, weisen mehrere Teams 
auf, welche dieselben Aufgaben erfüllten. Oie Auf teilung der Akten 
erfolgte zwischen den Teams in der Regel nach einer festgelegten 
Buchstabenzu leil ung. 
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Aufbauorganisation der Abgabenerhebung 
in der Finanzverwaltung 

Überprüfung des Prozesses 
Abgabeneinhebung gemäß § 9 RHG 1948 

Abbildung I: 39 Finanzämter mit a.llgemeinem und erweitenem Aufgabenkreis 
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Abbildung 2: Finanzamt für Gebühren. Verkehrsteuern und Glücksspiel ab I. Jänner 2011 
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Aufbauorganisation der Abgabenerhebung 
in der Finanzverwaltung 

Abbildung): Neun Zollämter 

Goschjftsloitung 

fod\· 
YMtand 

Quollo: BMF 

24 

I, 
Kr ZOFA 

loUhhndunq Kundetttt.ms .. 

VorsUnds­
assistent! 
l<iStu~S· 
controUlng 

BPZ 
-"'09 !oll 

ASl 
A~. 
.~ 09 

Zoll 

ee 
(Of'Ipnenc:e 

{tt'Tlff 

, 

I 
~ 
L:J 

Die Hierarchie der nachgeordneten Dienststellen des BMF war in zwei 
Ebenen gegliedert. Die operativen Einheiten. also u.a. die Kundenteams, 
die Infocenterteams und die Abgabensicherungsteams, waren alle in 
derselben Hierarchiestufe angesiedelt. In den Abgabenbehörden waren 
rur die Bearbeitung der Abgabenerklärungen und Steueranmeldungen 

überwiegend spezialisierte Teams zuständig: Betriebliche bzw. Allge­
meinveranlagung. Gebühren-, Verkehrsteuem- und Glücksspielteams 
sowie Kundenteams der Zollämter. Die Aufgaben der Abgabeneinhe­
bung und - verrechnung sowie die Einbringung oblagen den jeweiligen 
Abgabensicherungsteams. Die organisatorische Trennung von Abga ­
benfestsetzung und Abgabeneinhebung war ein grundlegendes Ele­
ment der Funktion trennung im Sinne des IKS. Flache hierarchische 

Gliederungen waren darüber hinaus besonders geeignet, um lKS- Maß­
nahmen wirkungsvoll zu implementieren. 

4.2 Der RH stellte fest, dass die flache Hierarchie der nach geordneten 
Dienststellen im Bereich der Abgabeneinhebung die Umsetzung eines 
efTozienten IKS begünstigte, weil die Umsetzung von IKS- Maßnahmen 
in allen Hierarchiestufen zu erfolgen hat und eine flache Struktur die 

Implementierung und Evaluierung erleichtert. 
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B 
Überprüfung des Prozesses 

Abgabeneinhebung gemäß § 9 RHG 1948 

5.1 (I) Die interne Kontrolle sollte ein in die BetriebsabläuFe einer Orga­
nisation eingebetteter Prozess sein, der von Führungsluäften und Mit­

arbeitern eingehalten wird, um 

bestehende Risiken zu erfassen, 

zu steuern und 

mit ausreichender Gewähr sicherstellen zu können, dass die betref­
fende Organisation im Rahmen der Erfullung ihrer AuFgabensteI­

lung ihre Ziele erreicht. 

Ri ikomanagement und IKS waren damit untrennbar miteinander ver­
bunden: Ein lKS sollte sicherstellen, dass das Erreichen der Organisati­
onsziele nicht durch interne und externe Risiken genihrdet wird 6. Zur 

Beurteilung der Qualität des I1<S war daher die Kenntnis der Risiken 
der betreffenden Organisation sowie der zu analysierenden Prozesse 

unabdingba r. 

(2) Wie der Rli bereits im Bericht "Risikomanagement in der 
Finanzverwaltung"' festgestellt hatle, verFolgte das BMF einen zwei­

stufigen Risikomanagementansatz: Zum einen Koordination durch eine 
StabsteIle "zentrales Risikomanagement" und zum anderen Koordina ­
tion der dezentralen Risikomanager in ihren Bereichen (Sektionen). Die 

Umsetzung dieses Ansatzes erfolgte aber nur teilweise, eine umfassende 

Risikoanalyse für den gesamten Wirkungsbereich des BMF fehlte. Das 
Risikomanagemenrverständnis in den Sektionen des BMF war unter­

schiedlich ausgeprägt. 

Für die im Rahmen der Abgabeneinhebung maßgeblichen Risikogrup­

pen8 waren die Sektionen IV "Steuer- und Zollverwaltung" (vgl. TZ 8) 
und die Sektion V Jnformations- und Kommunikationstechnologie, 
E- Government - Querschnitt" (vgl. TZ 9) verantwortlich. 

5.2 Der RH stellte fest, dass das BMF einen zweislUflgen Zugang zur Imple­
mentierung von IKS-Maßnahmen verfolgte. 

Er empfahl dem BMF, die Kompetenz für die Entwicklung eines wir­

kungsvollen und umfassenden IKS- Konzepts an einer Stelle zu kon­
zentrieren. Diese Konzen tration ermöglicht aus Sicht des RH auch die 
Durchführung einer, für das IKS unerlässlichen, umfassenden Risi -

• vgI.IKS- Lei,r.den {RH-GZ 104.791 /001- IAJ/ lJl 

1 .Risikomanagemcnl in der finanzverwalrung"' Reihe Bund 2014/ 14 

8 sieht' TZ 15 wRisikomanagement in der Finanzverwalrung- Reihe Bund 2014/ 14 
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koanalyse und eine Beurteilung der identifIzierten Risiken fUr alle 
Bereiche nach identen Grundsätzen. Ferner wäre das IKS-Konzept 

nach einem einheitlichen Prozess und nach einheitlichen Grundla­
gen zu implementieren. 

5.3 Das BMF teilte ill seiller Stellungnahme mit, die Empfehlung des RH 

zur Kenntllis zu nehmen, venvies aber gleichzeitig auf die Stellung­

nahme zum RH-Bericht "Risikomanagement in der Finanzverwalfung" 

(Reihe Bund 2014/14), wOilach ein zelltrales Ri ikomallagemelll erst 

rlOch Vorlage einer Risikostrategie diskutiert und beschlossen werden 

kÖrIIle. 

5.4 Der RH betonte bezüglich der Vorlage der neuen Risikostrategie die 

Notwendigkeit einer zeitnahen DurchfUhrung der geplanten Maßnah­
men, um das IKS möglichst rasch nach einheitlichen Grundlagen neu 

zu strukturieren. 

6.1 (IJ Das BMF harte 2010 eine Strategie rur das Interne Kontrollsystem 

erlassen9. Das Strategiepapier definierte den Begriff .. Internes Kontroll ­
system" (rKSJ rur den Bereich der Finanzverwaltung, beschrieb die fUr 

die Umsetzung zu beachtenden Parameter und legte grundsätzliche 
Zuständigkeiten fesi. Es diente als strategische Grundlage zum Aus­
bau des IKS und bei notwendigen Überprüfungen von IK$-Maßnah­
men. Es richtete sich in erster Linie an die fUr die Organisation der 

Finanzverwaltung zuständige Abteilung IV/2 des BMf. 

(2J Die IKS-Strategie des BMF stellte darauf ab, internen Risiken zu 

begegnen, eine Risikoanalyse, die auch externe Risiken miteinbezo­
gen hälle, fehlte (vgl. TZ 13J. Das IKS sollte, dem StTategiepapicr fol­
gend, aus einem Internen Steuerungssystem (Controlling zur Steuerung 
und Überwachung der Zielerreichung, Risikomanagement, usw.J und 

einem Internen Überwachungssystem (lKS im engeren SinnJ bestehen_ 

Das Interne Überwachungssystem wiederum sollte auS einem prozess­
unabhängigen (Interne Revision, gesetzlich BeauftragteJ und einem 

prozessabhängigen Bereich bestehen, der im Rahmen des operativen 
Managements bzw. durch die Prozessverantwonlichcn umzusetzen war. 

Die Überwachung und Kontrolle sollte durch organisatorische Maßnah­

men im Rahmen der Autbau- und Ablauforganisation im jeweiligen 
Arbeitsprozess mittels Sicherungs- und Kontrollrnaßnahmen erfolgen. 

9 Siriltcgiepapier Internes Kontrollsystem BMF- GZ 080JOO,(X)()] - Vr!2!2010 vom 

6. April 2010 
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Überprüfung des Prozesses 
Abgabeneinhebung gemäß § 9 RHG 1948 

Als wesentliche Sicherungsmaßnahmen waren im Strategiepapier fest ­

gelegt: 

Klar defmiene Prozessabläufe und Zuständigkeiten (Organisations­

handbuch. Genehmigungserlass) . 

Funktionstrennung (Prinzip der minimalen Rechte), Vermeidung von 

Doppelfunktionen. klare Venretungsregelung. Genehmigungsrege­
lungen und Rollenkataloge (Anspruchsbegründung, Zahlung und 
Überprüfung grundsätzlich getrennt). 

Zwingendes Vier- Augen- Prinzip, primär bei hohem Risiko; es war 
angestrebt, das Vier- Augen- Prinzip in den fr- Verfahren abzubil ­

den. 

DokumentationspOichten zur Nachvollziehbarkeit und Überprüfung. 
Nach Möglichkeit elektronisch, im Arbeitsprozess eingebunden und 

fallbezogen abrufbar. Die Kontrolle der Dokumentationspflichten 
war Gegenstand von IKS und Qualitätssicherung. 

Die Kontrolltätigkeit unterlag im lKS selb t der Dokumentations­
pflicht. Bei automatisationsunterstützter Auswahl sollte im Arbeits­

prozess eine nachvollziehbare Dokumentation der Prüfung hand­
lungen erstellt werden. 

Technische Sicherung. bspw. Kontrollautomatik. Protokollierung von 

Verursachern. Bearbeitern und Vollständigkeitskontrollen bzw. Bear­
beitungssperren. 

Bewu st einsbildung bei Mitarbeitern : Jeder Prozess war auch unter 
dem Fokus Malversationsvermeidung zu betrachten. 

Prüfung von jedem (neuen) Verfahren auf mögliche Malversations­
risiken. 

Kontrollrnaßnahmen waren durch Vorgesetzte oder andere Personen 
(mit und ohne aUlOmationsuntersrützte Vorauswahl) oder durch lT­
Maßnahmen (z.B. Bearbeitungssperren) vorgesehen. 

Durch die im Strategiepapier des BMF angefühnen Maßnahmen der 
Funktionstrennung kam es in den Prozessen im Zusammenhang mit 
der Abgabeneinhebung zwang läufig zu einer gegenseitigen Kon­
trolle. Fehlte eine Funktionstrennung. war ein Stichprobenverfahren 
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zur begleitenden oder nachprüfenden Kontrolle (auch risikoorientienes 
Stichprobenverfahren) vorgesehen '0. 

6.2 (I) Der RII anerkannte die Bemühungen des BMF. ein IKS für den Bereich 
der Abgabenfestsetzung und - einhebung (Sektion IV) zu installieren. Die 

durch das Strategiepapier vorgesehenen Bereiche der internen Kontrolle 
waren aus Sicht des RH geeignet. Manipulationen bzw. ungewollte Feh­
ler in den betrofTenen Verfahrensabläufen zu minimieren. 

(2) Der RH kritisiene. dass die IKS- Strategie des BMF ausschließlich 
auf die internen Risiken der Verfahrensabläufe fokussiene. Eine umfas­

sende Risikoanalyse und damit ein umrangliches IKS- Konzept. welches 
auch die externen Risiken umfasste. fehlte. Der RH empfahl dem BMF. 
eine umfassende Risikoanaly e durchzuführen. welche auch die exter­

nen Risiken mitumfas te und darauf aufbauend eine neue IKS-Stra­
tegie zu entwickeln. welche in einem gesamthaften Prozess auch auf 

externe Risiken eingeht. 

6.3 Das BMF hielt in sei"er Stellungnalmlefest , dass bereits Risikoanaly­
sen durellgejiilrrt würden , welche illleme und exteme Risiken umfas­

sen würden . Die Ergebni se die er Risikoanalysen würden in Prüjungs­
handlungen im Irlllen - und Außendienst ei,rjließen, wodurch auell die 
extemen Risiken riner Kontrolle und einem Monitoring unterliegen 

würden (Meirrergebnisse, VK/NK - Nachforderungen. Rücks/andscon­
trollillgfiir deli Bereich Einhebung. etc.). Es werde deshalb keine Ver­
anlassung gesehen. rine lieue IKS- Srrategie zu entwickeln. 

6.4 Der RH entgegnete dem BMF, dass die ftlr externe Risiken getrofTenen 
Maßnahmen nicht auf einer einheitlichen bzw. umfa enden Risiko­

analyse basienen, sondern nur für Einzelbereiche durchgefühn wur­
den. Damit verfolgte das IKS im Bereich der Abgabeneinhebung kei­
nen gesamthaften Zugang in Bezug auf die externen Risiken. Der RH 

verblieb deshalb bei seiner Empfehlung, die IKS-Strategie basierend 
auf einer systematischen Analyse der internen und externen Risiken 

neu zu überarbeiten. 

7.1 (I) Das IK S sollte. dem Stralegiepapier des BMF entsprechend, fol ­

genden Zielen dienen: 

Aufdeckung und Verhinderung von Fehlern. Unregelmäßigkeiten 

und Malversationen 

10 vgl. Rrvisionstrl ass dt'S BMF 
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Transparenz der Arbeitsabläufe zur Sicherheit der Prozessbeleiligten 

Einhaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen 

Dokumentation und Infonnalion 

Effektivität und Winschaftlichkeil der Arbeitsabläufe 

Zielerrcichung und - einhaltung 

Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der Gebarung 

Schutz von I nformationen, die der gesetzlichen Geheimhaltung 
unterliegen 

Nach der Strategie des BMF war die Umsetzung des IKS eine Maßnahme 
zur Verringerung des internen Risikos und unter dem Blickwinkel der 
Malversationsvermeidung zu sehen. Daher stellten mögliche unrich­
tige Festsetzungen von Abgaben aufgrund unrichtiger bzw. bewusst 

falscher Angaben Abgabepflichliger ein Risiko im Sinne des IKS nur 
bei aktiver bzw. passiver Beteiligung von Mitarbeitern dar. Das Stra­
tegiepapier des BMF stellte aber kein gesamthaftes IKS- Konzept dar, 

das auch die externen Risiken umfasste. 

(2) Das BMF sah eine Überprüfung des IKS in den nachgeordneten 
Dienststellen insbesondere bei mangelndem Sicherheitsbewusstsein, 
Umstrukturierungen der Organisation, neuen Arbeitsprozessen sowie 
bei Malversationsfallen vor. Die Überprüfungskompetenz hatten die 

jeweiligen Vorstände der Finanz- und Zollämter wahrzunehmen. Die 

Umsetzung konnte auch durch generelle konkretisiene Regelungen 
[z.B. Amtsverft.igungen) erfolgen. Eine rollierende Überprüfung des 
IKS durch das BMF fand nicht stall. 

Die zentrale Regelungskompetenz ft.ir die Abgabeneinhebung lag 
grundSätzlich bei der Abteilung NI2 des BMF. Dienstbehörden, die 
von Standards im Organisationshandbuch oder anderen Organisati­
onsvorschriften abweichen wollten , waren angehalten, eine entspre­

chende Analyse vorzunehmen und der Abteilung IV/2 des BMF zur 
Genehmigung vorzulegen. Die Prozesse der Finanz- und Zollämter bil­

dete das BMF in Grundsätzen in einem Organisationshandbuch ab ll . 

Der Aufbau des Organisationshandbuches folgte prozessorientien den 
Arbeitsabläufen. Eine gesamthafte Darstellung aller in der Praxis eta-

11 in Teilen nur intern 
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blierten Prozessabläufe war im Organisationshandbuch jedoch nicht 

enthalten Ivgl. TZ 8). 

(3) Bei einem Ausbau des IKS sollten entsprechend der lKS- Strategie 

des BMF Risiken möglichst durch organisatorische und IT - Maßnahmen 
verhindert und damit der Aufwand für Kontrollfalle minimiert werden 
(z.B. keine Zusatzfunktion, technische Sperre von Approbation selbst 

erledigter Fälle). Die im Regelfall kostengünstigere IT -Implementie­
rung der Maßnahmen hatte grundsätzlich Vorrang vor rein organisa­

torischen Maßnahmen. 

Das BMF wies die Dienstbehörden an, bei aufgedeckten Malversations­

fallen jedenfalls eine lKS-Überprüfung und -analyse durchzuführen 
und diese mit der Beschreibung des Falles dem BMF, Abteilung IV/2, 

zu übermitteln. 

(4) Eine Evaluierung der IKS- Strategie hatte bis zur Überprüfung durch 

den RH nicht stattgefunden. Nach Angaben des BMF wäre eine solche 
Evaluierung aus Ressourcengründen kein Ziel der Abteilung IV /2. Das 
BMF verwies aber auf die regelmäßige Evaluierung und Anpassung 

des Genehmigungserlasses (vgl. TZ 10) sowie auf die Einführung von 
Stichprobenprüfungen bei den Finanz- und Zollämtern. 

(5) Eine Zusammenstellung aller Prozesse im Abgabenverfahren (Kata­

log) gab es nicht. Durch das BMF war ein Soll-Prozess vorgegeben, 
eine Überwachung der Umsetzung bei den Ämtern wurde aber nicht 
durchgeführt und war auch nicht vorgesehen. Bei allen neu einzufüh­
renden Verfahren waren aber Prozessanalysen bei der Erstellung der 

Fachkonzepte mitzuplanen. 

7.2 11) Das IKS ist der Literatur folgend als rollierender Prozess zu sehen. 

30 

Die Implementierung eines wirkungsvollen IKS ist damit keine einma­
lige Maßnahme. Vielmehr ist es erforderlich, die Maßnahmen regelmä ­

ßig zu evaluieren und bei Mängeln oder neu hinzukommenden Risiken 
anzupassen und zu erweitern. 

Der RH kritisierte, dass eine Evaluierung der Umsetzung der IKS- Stra­

tegic durch das BMF nicht stattfand. Der RH empfahl daher dem BMF, 
die Umsetzung der IKS- Strategie zu evaluieren, um allfallige Unzu­
länglichkeiten in der organisatorischen Umsetzung des IKS proaktiv 

aufzudecken und zu beheben. Eine rein anlassbezogene und punktu­
elle Evaluierung, wie sie die IKS- Srrategie vorsah, war nach der Beur­

teilung des RH kein Instrument zur Evaluierung des IKS. 
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(2) Der RH stellte kritisch fest, dass eine Gesamtübersicht aller Prozesse 
fLir die Abgabeneinhebung fehlte. Gerade durch die vom BMF vorge­
brachte Flexibilität in der Umsetzung der organisatorischen Vorgaben 
in den jeweiligen Dienststellen war es aus Sicht des RH unumgäng­
lich. zum Nachvollziehen der Umsetzung des IKS einen vollständigen 
Überblick über die implementienen Proze e zu haben . 

Der RH empfahl dem BMF. eine Gesamtübersicht über alle in den nach­
geordneten Dienststellen vorgesehenen Prozesse zur Abgabeneinhe­
bung ZU erstellen, um so wenigstens dem Grunde nach überprüfen zu 
können. ob die durch die IKS- Strategie vorgegebenen Ziele und Maß­
nahmen umgesetzt wurden . 

7.3 Das BMF sagtc in scincr Stcllungnahmc zu, dic vom RH ausgcspro­
drcnc Empfchlung bczüglich dcr Evaluicrung der Umsctzung der IKS­
Stratcgie aufzunehmen. Aus Sich, de BMF sei einc Gcsamtübcrsicht 
über allc in dcn naclrgcordnctcn Dienststellen vorgesehenen Prozesse 

bereits im Organisation handbuch ausreichend abgebilder. Es lägc in 
der gcsctzlicllcn Vcrantworrung dcr Vorstände, dass dic Standards und 
Weisungen im Wirkungsbereich dcr Ämter einge/raltcn würden. 

7.4 Der RH entgegnete dem BMF, dass die im Organisationshandbuch vor­
gesehenen Standardprozes e lediglich die Grundlage fLir die etablier­
ten Abläufe in den Ämtern vorsahen. Die in den Ämtern tatsächlich 
implementienen Prozesse wichen aber von den Standard prozessen ab. 
weshalb ein alleiniges Abstellen auf diese aus Sicht eines wirkungs­
vollen IKS nicht ausreichend ist. Auch der Verweis auf gesetzliche 
Veranrwonungen ist in Belangen des IKS nicht ausreichend, um die 
notwendige Kontrolle in allen praktisch durchgefLihnen Prozessen zu 
erlangen. Der RH verblieb bei seiner Empfehlung, eine Gesamtüber­
sicht aller implementienen Prozesse als Grundlage für ein wirkungs­
volles IKS zusammenzustellen. 

8 .1 Die Sektion IV des BMF hatte bereits im Jahr 2fXJl begonnen. eine Risi­
kolandkane fLir den Bereich Abgabeneinhebung zu erstellen, die nach 
einer Empfehlung der Internen Revision des BMF aus dem Jahr 2012 
sowie des RH aus dem Jahr 2014 r2 hätte aktualisien werden sollen. 
Das BMF hatte nach eigenen Angaben die Aktualisierung bis zur Zeit 
der Prüfung nicht vorgenommen. 

8.2 Der RH bewenete die Erstellung einer Risikolandkane durch die Sek­
tion IV des BMF als zweckmäßig, kritisiene aber, dass eine Aktuali-

11 vgl . • RislKomanagrmrnl in der FinanzvC'rwaltung-. RC'lhc Bund 20 14/ 14 
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sierung der bestehenden Risikolandkane trotz wiederholter Empfeh­

lungen (Interne Revision des BMF. RH) bisher nicht stangefunden hatte 

und empfahl erneut. die Risikolandkane zu aktualisieren. 

9.1 In der Sektion V des BMF gab es weder eine gesamthafte Risikoana ­

lyse noch war ein einheitlicher Gesamtprozess bezüglich des IKS in 

den IT - Anwendungen deflnien. Das historisch gewachsene rr -Sys­

tem gliedene sich in unterschiedliche Module; die Modulverantwon­

lichen trugen jeweils auch die Verantwortung zur Implementierung 

von IKS- Maßnahmen und setzten folglich unterschiedliche Maßnah­

men der internen Kontrolle. 

Die rur die Abgabenfestsetzung und die Abgabeneinhebung eingesetz­

ten rr - Applikationen des BMF waren jeweils nur rur die Abdeckung 

der internen Risiken im jeweiligen Bereich der Finanzverwaltung aus­

gestaltet. Vor der Übergabe von Daten zwischen den rr -Applikationen 

wurden diese verprobt. In einem weiteren Schritt erfolgte. mit eigens 

zwischengeschalteten Prüfmodulen, eine Kontrolle auf korrekte Über­

nahme der Daten. 

9.2 Der RH kritisiene. da s es in der Sektion V des BMF keine die exter­

nen und internen Risiken umfassende Risikoanalyse und keine einheit­

liche, gesamthafte Definition der rr - Proze se gab. Durch die historisch 

gewachsene rr -Applikation und die nur in Einzclbereichen umgesetz­

ten IKS-Maßnahmen war ein gesamthaftes System der internen Kon­

trolle nicht geWährleistet. Selbes galt rur die Schnittstellen zwischen 

den Applikationen. 

Der RH wiederholte seine Empfehlung zur Konzentration der Kompe­

tenz rur die Entwicklung eines umfassenden IKS- Konzepts (siehe TZ 5). 

9.3 Das BMF wies in seiner Stellungnahme darauJ hin, dass die Formu­
lierung der EmpJelllullg des RH die totsäclJ/icire Problemstellullg nicht 
erkellllell ließe. Darenbereit tellullgell würdell über ogesicheneo Schllill­
stellen (Services oder Darellkapse/II) durcirgeJülrrt. 

9.4 Der RH entgegnete, dass die tatsächliche Problemstellung darin bestand, 

dass aufgrund der historisch gewachsenen rr - Systeme ein umfassendes 

und systematisches IKS im Bereich der rr - Anwendungen nicht exis­

tiene. ondern nur Einzeimaßnahmen getroffen wurden. In Bezug auf 

die Problematik der Schnittstellen entgegnete der RH, dass das BMF 

weder im Rahmen der Prüfung noch in der Stellungnahme offenlegte, 

in welcher Form wirkungsvolle IKS-Maßnahmen zur Sicherung der 

Schnittstellen getroffen wurden. Der RH wies darauf hin, dass jede 
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Form der Datenübergabe mittels Schnittstelle das Risiko der Daten­
veränderung oder des Datenverlustes in sich birgt und verblieb des­

halb bei seiner Kritik bzw. seiner Empfehlung. 

Genehmigungserlass 13 

10.1 (I) An einem Arbeitsplatz auszuführende Agenden in den Finanz- und 

Zollämtern sollten, soweit nicht anders geregelt, abschließend geneh­

migt werden können. Den Vorgesetzten oblag die slichprobenweise 
und nicht vorhersehbare Kontrolle der eigenverantwortlich getrof­
fenen Erledigungen. Für abgaben rechtlich bedeutsame oder komple­

xere Fälle sowie Aufgaben, bei denen e der Unterstützung durch Vor­
geselzte bedurfte, war ein Vorbehalt der Genehmigung festzulegen. Die 

Vorstände konnten nach den Vorgaben des Genehmigungserlasses für 
ihren Aufgabenbereich (Amt) Regelungen treffen und Informations­
pnichten festlegen. Im elektronischen Verfahren wurde automatisch 
dokumentien, wer Daten erfasst, veränden oder genehmigt '4 hatte. 

(2) Die Genehmigung eigener Erledigungen bei Übernahme der Agen­
den einer höheren Approbationsstufe war nicht zulässig. Auch bei 

team- oder ämterübergreifenden Bearbeitungen und Genehmigungen 
durfte das Vier- Augen- Prinzip nicht umgangen werden und War durch 

entsprechende Maßnahmen (z.B. Genehmigungsvorbehalt) sicherzu­

stellen. 

Die Berechtigung zur Genehmigung bzw. das Vorliegen eines gene­
rellen Genehmigungsvorbehaltes (laut Anlagen des Genehmigungs­

erlasses] war im IT - Verfahren automatisch vorgesehen. Der Geneh­
migungserlass enthielt in den Anlagen die jeweils den Funktionen 
zugeordneten Genehmigungsstufen und Betragsgrenzen. Vorgesetzte 

konnten sich Genehmigungen in Einzelfallen vorbehalten. Die Vergabe 
ständiger Vertretungsrechte war durch Amt verfügung zu regeln. Zur 

praktischen Umsetzung des Genehmigungserlasses im Abgabenver­
fahren im Zuge der Walk - Through- Te ls iche TZ 23 11'. 

10.2 Der RH anerkannte, dass der Genehmigungserlass die Durchflihrung 
von Genehmigungen im eigenveranrwonlichen Bereich der Mitarbei ­
ter ebenso wie die Anwendung des Vier- Augen- Prinzips zweckmäßig 
regelte. Die im Verfahren verankenen Abläufe und Kontrollerforder­
nisse Waren aus Sicht des RH geeignet, die Einhaltung der vorgese­
henen Kontrollrnaßnahmen sicherzustellen. 

Il BMF- GZ 280000/023S- IV/2/201J (Stand ab I. Jänner 2014) 

14 Bearbeirungssl3tionen. Log- Files 
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Revisionserlass 

11.1 Das BMF traf weitere Vorgaben zur begleitenden und nachgängigen 

Kontrolle der von den Mitarbeitern eigenverantwonlich erledigten Fälle 

durch Vorgesetzte für die Finanzämter mit dem Erlass _Begleitende 

Kontrollen im Veranlagungsbereich-. kurz Revision erlass. 

Teamleiter bzw. (Fach-)Vorstände hauen in den Massenverfahren nach 

bestimmten Kriterien von der EDV au gewählte Fälle. die auf Revi­

sionslisten angezeigt wurden, zu kontrollieren und elektronisch zu 

dokumentieren. Zur praktischen Umsetzung des Revisionserlasses im 

Abgabenverfahren im Zuge der Walk- Through- Tests siehe TZ 23 ff. 

11.2 Der RH beuneilte die Durchführung von Stichprobenkontrollen durch 

den jeweiligen Vorgesetzten im Bereich der selbständigen Erledigungen 

der Sachbearbeiter al geeignetes Instrument zur nachgängigen Kon­

trolle im Massenverfahren. 

Arbeit richtlinie ZolldienslStellen 

12.1 Für die Zollämter galt die Arbeitsrichtlinie für die Erfassung von Tätig­

keiten der Zolldienststellen im Rahmen der Internen Kontrolle l5 . 

Das IKS war bei den Zollämtern unter Einbindung der Amtsfachbe­

reiche zu etablieren. Hinsichtlich des IKS wurden. neben der Qualitäts­

icherung (inhaltliche Kontrollen). bei ausgewählten Geschäftsrallen 

auch Uberpriifungen von Abläufen vor On durchgefühn, um interne 

Risikobereiche zur Vermeidung von Malversationen zu erkennen. 

12.2 Der RH anerkannte die IKS-Maßnahmen im Bereich der Zolldienst­

stellen. In besondere die Kombination interner Kontrollschriue mit der 

Durchführung von Vor-On-Kontrollen war geeignet, um Malversati­

onen zu vermeiden und Fehler zu minimieren. 

13.1 Zu den externen Risiken bestanden in den Finanz- und Zollämtern 

lediglich generelle oder auf die angewandten Verfahren abgestimmte 

Regelungen und Vorgaben für Kontrollen und Priifmaßnahmen. Diese 

waren in der Regel aus dem Strategiepapier des BMF bzw. dem Organi­

sation handbuch und den darauf basierenden Erlässen und Vorschrif­

ten abzuleiten und umfassten: 

1\ ArtxilsnchlliniC' InTerne Kontroll.: BMF- GZ OIOJ09/0008- IV/2/2007 i.d.f . BMF­
GZ 280000/02J4- IV/2/201 J vom 20. Ikzrmb<r 201 J 
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IT- Fehlerprüfungen in der Direktbearbeitung de Abgabcninforma­
tionssystcms und in Finanz- Online 

Vorbescheidkontrollen/Nachbescheidkontrolien im Zuge der Bear­
beitung der jährlichen Veranlagungen/Bescheiderstellung 

Vorgaben zu Außenprüfungen auf der Basis von Risikoanalyen 
samt zu IKS- Zwecken au gewählten Gegenprüfungen (nach Anga ­
ben des BMF rd. 700 pro Jahr) 

Durch die bunde weit eingerichtete Großbetriebsprüfung und Steu­
erfahndung und Genehmigung der Erledigungen durch den Amts­

fachbereich des beauftragenden Finanzamtes ollte ichergestellt 
werden. dass bedeutende Abgabefalle jedenfalls einer Funktion _ 
trennung unterlagen 

Vorgaben zu Neuaufnahmeprozessen insbesondere bei Vergabe einer 
Um atzsteuer- Identif,kationsnummer 

Audits durch Experten de Produktmanagements und der bundes­
weiten Fachbereiche 

Qualitätsmanagement durch Abteilung lVII des BMF 

Qualitätssicherung durch die bundesweiten Fachbereiche 

Qualitätssicherung durch die jeweiligen Teamleiter und die Amts­
fachbereiche der Finanz- und Zollämter 

- Auswenung von Kennzahlen und Messgrößen im Rahmen der Steu­

erung gemäß den Ziel - und Leistungsvereinbarungen (Fallauswahl 
etc.) 

Controlling 

Laufendes Monitoring der Zahlungen und Gebarungsergebnis e 
durch die Abteilung VI/2 rur die Zwecke der Budgetierung und 

teuerschätzung 

Kontrollen im Bereich der Abgabensicherungen der Finanz- und 
Zollämter (Einhebung/Einbringung) durch den bundesweiten Fach­
bereich 
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Die vorgesehenen Kontrollschrilte und Abläufe resultierten häufig aus 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Abgabensicherung bzw. der 
Vermeidung interner Risiken . Eine gesamthafte Analyse der externen 

Risiken fehlte im Bereich der operativen Umsetzung. 

13.Z Der RH kritisierte, dass das BMF nur punktuell auf externe Risiken 
reagierte und entsprechende Kontrollmaßnahmen nur unzureichend 

implementiert waren. Der RH wiederholte seine Kritik. dass es für den 
Bereich der externen Risiken weder eine umfassende Risikoanalyse 
noch ein darauf basierendes IKS- Konzept gab (siehe TZ 7). Er emp­

fahl dem BMF wiederholt. eine gesamthafte Risikoanalyse durchzu­
fUhren. welche auch die externen Risiken beinhaltet und darauf auf­
bauend ein ganzheitliches IK S- Konzept zu enrwickeln. 

13.3 Das BMF sicherte i/1 sei /1 er SlelluI1gllahme zu, die EmpfehluI1gel1 des 
RH bei der begil111el1den Neuel1lwicklullg der Fil1al1zverJallrel1 zu berück­

sichligef/. 

14.1 In den jeweiligen IT-Applikationen bestanden zu den identifizierten 
internen Risiken und zu einzelnen externen Risiken EDV-technische 
Absicherungen oder Abgleiche. In den in Verwendung stehenden IT­

Anwendungen waren zur Umsetzung des Genehmigungserlasscs bspw. 
Rollen - und Berechtigungskonzepte hinterlegt. Es gab aber keinen 
gesamthaften Überblick, der dokumentiert hälte, bei welchen Anwen­
dungen und Verfahrensschrilten jeweils das Vier-Augen-Prinzip vor­
gesehen war. Ebenso konnte das BMF nicht dokumentiert nachwei ­

en. dass sämtliche IKS- Maßnahmen , welche technisch möglich waren, 
auch in der IT - Applikation wirksam umge elzt wurden. Bei der Pla ­
nung und Umsetzung von neuen IT - Anwendungen würden nach Anga­
ben des BMF aber entsprechend der IKS- Suategie bei der Abbildung 

der Prozesse die notwendigen IKS- Schrilte berücksichtigt. 

14.2 Der RII kritisierte, dass das BMF nicht dokumentiert nachweisen konnte, 
ob alle in der IKS - Strategie vorgesehenen Maßnahmen in den IT­

Anwendungen tatsächlich implementiert waren. Ferner stell te der RH 
kritisch fest. dass das BMF keinen gesamthaften Überblick über die 
Sicherstellung de Vier- Augen - Prinzips durch die in den IT - Anwen­
dungen umgesetzten Maßnahmen zur ErfUllung des IKS- Konzepts 

gewährleisten konnte. Der RH empfahl daher dem BMF, Auswertungs­
routinen und Dokumentationen zu entwickeln, um die Umsetzung der 
in den IKS- Dokumenten vorgesehenen Maßnahmen umfanglich sicher­

zustellen und entsprechend dokumentiert nachweisen zu können . 
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Abgabeneinhebung gemäß § 9 RHG 1948 

14.3 Das BMF sicherte in seiner Stellungnahme zu, die Empfehlungen de 
RH bei der beginnenden NeueIlIwicklung der Finanlveifalrren zu berück­
sichtigen. 

Ablauforganisation der Abgabeneinhebung in den Finanz- und Zollämtern - "Standardprozess" 

Neuaufnahme von 
Steuerpflichtigen in 
Finanzämtern 

Erklärungsverfahren 

8RA 2014 

15.1 Der Prozess der Abgabeneinhebung begann mit der Neuaufnahme von 
Steuerpflichtigen (natürlichen Personen oder Unternehmen)16 in der 

zentral geführten Grunddatenverwaitung 17• 

Das Verfahren war im Organisationshandbuch (TZ 4.10 bzw. 104.10) 

beschrieben und reichte von der Risikoauswahl für Erhebungsdien t 
und Antrittsbesuch 18 über Maßnahmen der Unterstützung im Rah ­
men des ersten Unternehmeljahres bis zur _Present Observation- (lau­

fende Begleitung und Kontrolle des Steuerpflichtigen). Anknüpfungs­

merkmal im Abgabenverfahren war die Steuernummer. Die erfassten 
Abgabepflichtigen wurden nach einer fIxen Geschäftseinteilung einem 
Team der betrieblichen Veranlagung (BV] zur Bearbeitung zugewiesen. 

Die Anlage bzw. Veränderung der Informationen in der Grunddaten­
verwaltung war funktional getrennt (Infocenter, Abgabenteams) und 
damit dem Vier- Augen- Prinzip unterworfen . 

15.2 Der RH stellte fest, dass durch die zentrale Verwaltung der Stammda­

ten der Abgabenpflichtigen und die im Sy tem verankerte Kontrolle 
der Eingaben des Sachbearbeiters durch den Teamleiter eine Ände­
rung der Stammdaten nur unter Einhaltung des Vier- Augen - Prinzips 

möglich war. Damit war aus Sicht des RH ausreichend sichergestellt, 
dass im Bereich der Stammdaten das IKS wirksam implementiert war. 

16.1 Die Veranlagung der in die Zuständigkeit der Finanzämter fallenden 

Abgaben war in der Regel 19 an die Übermittlung einer Abgabenerltlä­
rung durch den Abgabepflichtigen gebunden. Im Zuständigkeitsbereich 
der Finanzämter langten im Jahr 2014 rd. 5,81 Mio. Erklärungen ein 2o. 

Im EDV- System war rur diesen Verfahrensschritt ein automatisierter 
Erklärungsversand an den Abgabepflichtigen (Aufforderung zur Ein-

16 sitht Stricht .Nruaufnahmt'n. Vtrga~ und löschung von Stcut:'mummtm und Umsatz-
stc-utr- Idtntiflk.alionsnummtm- Bund 2014 I 2 

11 nnl ab 2014. vonnals Grunddattn 

l' grundsatzlieh zusUindig wartn die Info«nlC~ntams (lC) 

I' Ausnahmt" I .B. Schätzung odtr F~I~tzung von Amts wt'gtn 

10 Qut'IIt': BMF. Zahlt" ~lrerrtn dir in dtr grgtnständhch('n GtbarungsOlK'rprufung 
umfasst!!'" MaS5C'nvtrfahrtn 
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reichung der Abgabenerklärung) sowie eine Routine zur automatisier­

ten Überwachung des Eingangs der Abgabenerklärung vorgesehen. 

Die Fristen und Termine, zu denen die JahresabgabenerkJärungen beim 
zuständigen Finanzamt einzubringen waren, waren gesetzlich gere­
gelt. Die Fri ten rur die Einbringung in Papierform waren kürzer als 

jene rur die elektroni che Einreichung (Finanz-Online)2'. 

Die Auslösung der Frislüberwachung erfolgte durch die rr - Anwen­

dung, worauf automatisiert Erinnerungen an die säumigen Abgabe­
pnichtigen versendet wurden. Neben dem automat i ierten Verfahren 

war rur Einzelfalle auch ein manuelles Verfahren mit Überwachung 
durch dasjeweilige Team möglich 22 (Organisationshandbuch TZ 4.4.). 

16. 2 Der RH stellte fest. dass das Verfahren zur Überwachung der Erklä­
rungsabgabe voll automatisiert war und somit besonders ressourcen­

schonend ablief. Ferner begünstigte der hohe Grad an Automatisierung 
das wirkungsvolle Implementieren von IKS- Maßnahmen. Der RH aner­
kannte, dass ein manuelles Erklärungsverfahren durch das BMF nur 

rur Ausnahmefalle vorgesehen war und flir diese Verfahren im Orga­
nisation handbuch ausruhrliche Regelungen auch in Bezug auf Kon­
troll maßnahmen vorgesehen waren. 

17.1 (I) Nach dem Erklärungseingang (vom Abgabepflichtigen über Finanz­
Online eingebracht bzw. durch das zuständige Veranlagungsteam 
manuell erfasst2J ) und der Behebung von Bearbeitungshindernissen 

und Fehlercodes (welche durch automatisierte Prüfroutinen festge ­
stellt wurden) erfolgte die Verarbeitung durch die IT - Anwendung. 
Nach einer zentralen, automatisierten Fallau wahl erfolgte durch die 
zuständigen Teams eine Innenkontrolle in Form einer Vorbescheid­

kontrolle (VK) oder einer Nachbescheidkontrolle (NK). Mit Stand 2013 
waren in der rr -Anwendung rd. 750 Auswahlkriterien flir die auto­

matisierte Fallauswahl vorgesehen. 

Über die automatisiert ausgewählten Fälle der Vor- und Nachbescheid­
kontrolle hinau bestand rur die Bearbeiter die Möglichkeit. im Zuge 

der Erfassung der Besteuerungsgrundlagen eine gezielte, manuelle Fall-

21 Eint" wt"tlt"rt Ausnahmt" bt'stand Im Rahmt"n du Quolt"nrtgtlung: Bis spllt~t("ns J I. Män 
(bzw. 30. April) d~ auf das Vt"ranlagungsjahr lwt"llfolgrndc:n Kalrndt"rjahrn rar Ouo­

lC'nvenrCler (insbesondert St~(,~ldt('rl . 

u Um dlt' Abgab( nach Ablauf der Fnsl zu trtwmgtn. war das Vc:rhängl:'n von Zwangs­
straft" bzw. dlt' Frsl5ctzung odt"r Schätzung von Amts wegrn möglich. 

II Scan oder Einga~ 
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auswahl durch Setzung eines .individuellen Kontrolljahres" (IKJ) aus­
zulösen. 

(2) Die Innenprüfung umfasste alle Maßnahmen zur Feststellung der 
formellen und materiellen Richtigkeit von Erklärung - und Antrags­
daten, die nicht im Zuge einer Außenprüfung festgestellt wurden. Damit 
beschränkte sich die Überprüfung der au gewählten Fälle nichl allein 
auf die durch die IT -Anwendung gekennzeichneten und zu überprü­
fenden Erklärungsdaten. Nach eigenverantwortlicher Risili:obeurteilung 
des Bearbeiters konnten folglich sämtliche Erklärungsdaten des gegen­
ständlichen Veranlagungsjahres sowie unter Beachtung der Bestim­
mungen des Verfahrensrechts24 auch die der Votjahre bis zum letzten 
überprüften Jahr in die Kontrolle miteinbezogen werden. Die Intensität 
der Prüfung hatte sich nach den Grundsätzen der Verfahrensökonomie 
und nach den zu erwartenden steuerlichen Auswirkungen zu richten. 

17.2 Der RH stellte fest, dass aufgrund der Tatsache. dass es sich beim Ver­
anlagungsverfahren um Massenverfahren 25 handelte (siehe TZ (6). eine 
Vollprüfung der Abgabenerklärungen faktisch nicht möglich war. Die 
Innenpriifung von Veran lagungsakten in Form von Vorbe cheid- und 
Nachbescheidkontrollen nach im System einheitlich hinterlegten Aus­
wahlluiterien war aus Sicht des RH dazu geeignet, das Risiko fehler­
hafter Abgabenbescheide zu reduzieren. 

24 Organisalionshandbuch A~ilS~helf nachprafende Konuolle- siehe 
Abschnin 105.4.0. 10. 

J'j 5.81 Mio. Erk.llirungen im Jahr 2014 
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Vorbescheid kontrolle - 18.1 (I) Die nachfolgende Abbildung zeigt das Verfahren zur Vorbescheid-
NachbescheidkontrolLe kontrolle im Überblick: 

Abbildung 4: Verfahrensablauf Vorbescheidkontrolle 

ErtdJrungsU~n sind erfasst 
(~pier bzw. FON) 

FehlerprUfung <E--

Fehler 

nein 

VK- Prüfung 

VK 

nein 

Bescheid wird erstellt 

Bescheid ist erstellt 

FON: Finanz- Online 
Fe; fel'llercode 
VI(: Vorbescheid kontrolle 

Ou.II.: BMF 

40 

ja 

ja 

Erledigung Fe FC erledigt 

J 

VK- Erledigung VK erledigt 

Nach Eingang der Erklärung erfolgte. wie bereits in TZ 17 ausgefUhrt. 
eine automati ierte Fehlerprüfung. welche bei negativer Prüfung zur 
Ausgabe eines Fehlercodes (Fe) fUhrt. den der Bearbeiter zu beheben 
hat. bevor die Verarbeitung fortgesetzt werden kann. Sobald die Erklä­
rungsdaten eine automatisierte Verarbeitung ermöglichten. erfolgte die 
Auswahl der Veranlagungsfalle zur Vorbescheidkontrolle (VK) . Die im 
Zuge der Vorbescheidkontrolle zu prüfenden Fälle erhielt der Bearbeiter 
in den Arbeitsvorrat zur Erledigung. Nach Erledigung der Vorbescheid­
kontrolle durch den Bearbeiter erfolgte wiederum eine automatisierte 
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Fehlerprüfung. Am Ende des Prozesses wurden die Abgabenbe­
scheide automatisiert erstellt und versendet. 

(2) Die nachfolgende Abbildung zeigt das Verfahren zur Nachbe­
cheidkontro ll e im Überblick: 

Abbildung 5: Verfahrensabl auf Nachbesche idkontroUe 

Bescheid ist erstellt 

ja 

VK vorh. 

Bescheid 
unverändert 

Folgebescheid 
erstellt 

nein 

NK: Nilchbescheidkontrolle 
VK: Vorbescheidkontrolle 
F(: Fehlercode 

QueUe, 8MF 

BRA 2014 

periodischer 
HK-lauf 

1 ja 

NK-Prüfung HK NK-Erledigung 

nein 

Folgebescheid 1~----1 
wird erstellt 

r ja 
Änderung 

nein 

nein 

FC erledigt 

Änderungen 
erfassen 

Änderungen 
erfasst 

I 
Fehlerprüfung 

r 
Fehler 

-. Erledigung FC 

Die Nachbescheidkontrolle erfolgte erst, nachdem der Abgaben ­
bescheid bereits erlassen und dem Abgabepflichtigen zugestellt 
war. Grundsätzlich waren von der Nachbescheidkontrolle alljene 

Abgabenbe cheide betroffen, welche nicht in der Vorbescheidkon­
trolle überprüft wurden bzw. bei denen die Vorbescheidkontrolle 
zu keiner Änderung der Erklärungsdaten geführt hatte. Die Aus­
wahl der Fälle zur Nachbescheidkontrolle erfolgte periodisch. Die 
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nach den hinterlegten Kriterien ausgewählten Fälle zur Prüfung wur­

den dem Bearbeiter zugewiesen. Im Falle der Änderung von Daten, 
die dem Abgabenbescheid zugrunde lagen, wurde durch das System 
eine neuerliche Prüfung der Erklärungsdaten durchgeführt und in wei­

terer Folge cin entsprechender Folgebescheid automatisiert ausgestellt. 

Die Fallauswahlkriterien wurden vom BMF (Abteilung IV/2l und Prak­

tikern der lT -Sektion und der Finanzämter optimiert und jährlich eva­
luiert sowie an gesetzliche Neuerungen angepasst. Die Auswahlkriterien 

unterlagen insbesondere den nachgeordneten Dienststellen gegenüber 
einer stren gen Geheimhaltung. 

18.2 Der RH anerkannte. dass die Auswahlkriterien regelmäßig angepasst 

wurden und dass diese den Mitarbeitern an den nachgeordneten Dienst­
stellen nicht zugänglich bzw. bekan nt waren. 

19.1 Über die Innenprüfungen hinaus erfolgten im Bereich der betrieblichen 
Veranlagung Außenprüfungen durch die Finanzämter. die Steuerfahn­

dung und die Großbetriebsprüfungen. 

Ziel dieser Prüfung maßnahmen war es. die für die Erhebung von 
Abgaben maßgeblichen tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse vor 
Ort zu prüfen und damit für die Gleichmäßigkeit der Besteuerung zu 
sorgen sowie die Verkürzung von Abgaben zu verhindern26. Die Aus­
wahl der Fälle setzte sich laut dem jährlichen Prüferlass des BMF aus 

zentral ausgewählten Fällen des Risiko- Infonnations- und Analyse­
zentrums (RIAl und einem hohen Anteil aus lokal (überwiegend von 
den Teamleiternl selektierten FäIJen zusammen. Die Finanzämter ver­
fügten dazu auch über elektronische Instrumente zur Fallauswahl. die 
Erkenntnisse der Innenkontrolle und sonstiges Kontrollmaterial (z.B. 

von der GPLA oder Finanzpolizei). 

19.2 Der RH anerkannte die Ergänzung der technisch vorgesehenen Prü­
fungen von Abgabenf<illen im Innendienst durch die Durchführung 

von Vor-Ort-prüfungen. Die Kombination von zentraler Fallauswahl 
durch das RIA und die Auswahl durch facheinschlägige Experten. wie 
Teamleiter und Mitarbeiter der Finanzpolizei. war aus Sicht des RH 
geeignet. eine Fallauswahl im Sinne eines risikoorientierten Prüfungs­

ansatzes im Bereich der Außenprüfung zu gewährleisten. 

u, Im Rahmen der gemdnsamcn Pnifung lohnabh.ängigt:r Abgaben (GPLA) war Cluch 
die Sicherslellung der Einhaltung der sOl.iatvcrsichcrungsrt'Chllichen Bestimmungen 
umrasst. 
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20.1 (I) Grundsätzlich war im Bereich der Verbrauchsteuern zwischen dem 
Steueraussetzungsverfahren (Steuerschuld entstand erst bei ÜbertUh­
rung der Waren in den steuerrechtlich rreien Verkehr) und dem Verfah­

ren im steuerrechtlieh rreien Verkehr zu unterscheiden. Im Wesentlichen 
unterlag jede gewerbliche Herstellung sowie Be- oder Verarbeitung 
von verbrauchsteuerpnichtigen Waren dem Steueraussetzung verfah ­
ren und hatte, ebenso wie die unversteuene Lagerung solcher Waren, 

in Steuerlagern zu errolgen. 

(2) Bearbeiter der Kundenteams der Zollämter erfassten bei der Bewil­

Iigungseneilung die Grunddaten eines Steuerlagerinhabers als Herstel ­
lungs- bzw. Lagerbetrieb und vergaben jeweils die Verbrauchsteuer­
nummer (samt Bewilligungstyp. Warenan und zugehörige Sicherheiten) 
in der SEED- Datenbank (System ror Exchange or Excise Data der EU­

Mitgliedstaaten). Die Freigabe dieser Datensätze errolgte unter Einhal­
tung des Vier- Augen- Prinzips durch Mitarbeiter der jeweiligen Amts­

rachbereiche. 

Verbrauchsteuernummern dienten Bewilligungsinhabern als Legitima­

tion tUr die Teilnahme am gemeinschaftsweiten Verfahren unter Steu­
eraussetzung. Die Daten in der Verbrauchsteuerdatenbank bildeten die 
Grundlage zur Teilnahme am EMCS. 

20.2 Der RH stellte rest, dass die Neuanlage und Veränderung der Daten tUr 
die Eneilung einer Verbrauchsteuernummer ausschließlich im Vier­

Augen- Prinzip möglich war. Dadurch war aus Sicht des RH ein we ent­
Iiches Element eines efTIzienten lKS ertUllt. 

21.1 (I) Steuerrechtlich freier Verkehr bedeutete, dass die Verbrauchsteuer 

tUr eine Ware bereits entstanden und eventuell auch entrichtet war. 
Es war zu unterscheiden, in welchem Mitgliedstaat sich die Ware im 
steuerrechtlich rreien Verkehr berand. Im Verrahren tUr den steuer­

rechtlieh rreien Verkehr konnte enrweder das Bestimmungslandprin­
zip (bei gewerblicher Verbringung) oder das Ursprungslandprinzip (bei 
privater Verbringung) zur Anwendung kommen. 

Da Verbrauchsteuern Selbstbemessungsabgaben waren. hanen die 
Steuerschuldner die Steuer selbst zu berechnen, anzumelden und zu 
entrich ten. 

(2) Für die Tabaksteuer und die Mineralölsteuer hatte der Steuerschuld­
ner die Steueranmeldung bis zum 25. eines jeden Monats tUr die im 
vorangegangenen Monat aus dem Steuerlager verbrachten Waren 
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schriftlich abzugeben27 und die Steuer bis zum Ablauf der Anmelde­

frist beim Zollamt zu entTichten28. 

Grundsätzlich hatten die Wirtschaftsbeteiligten alle ftir die Steuer­
anmeldung erforderlichen Daten dem zuständigen Zollamt im Wege 
der Elektronischen Verbrauchsteueranmeldung (EVA) zu übermineln. 

In der IT -Anwendung waren IKS- Maßnahmen implementiert. Durch 
die Elektronische Verbrauchsteueranmeldung erhielten die Zollämter 
auch Hinweise für Kontrollen im Rahmen der amtlichen Aufsicht und 

ftir Zwecke der lokalen Risikoanalysen . 

21.2 Der RH steIltejesI, dass das Verfahren zur Festsetzung und Abfuhr der 
Verbrauchsteuem Jast ausschließlich auJ eleklrollischem Wege abge­
wickelt wurde, IlJeshalb auch die IKS- Maßllahmell ill der IT- Allwell­
dUl/g zelliral implemel/tiert waren. Der RH erachtete die Umsetzung 
VOll IKS-Maßllahmell im elektronischen Verfalrrel/ zur Eil/hebullg der 
Verbraucllsteuem als zweckmäßig, um das IKS effektiv 1lI implemen­
tierel1-

22.1 I J) Die Abgabensicherung war, wie bereits in der Abbildung) (TZ 4) 
ersichtlich. eine eigen tändige Organisationseinheit, welche von deo 

Kundenteams der Veranlagung bzw. Zoll und Verbrauchsteuern organi­
satorisch getrennt. aber in derselben Hierarchieebene geführt wurde. Die 
organisatorischen Rahmenbedingungen waren ftir die Abgabensiche­
rung im Abgabenverfahren sowie für die Einbringung der Verbrauch­

steuern gleich, betrafen somit beide geprüften Arten von nachgeord­
neten Dienststellen. Die Aufgaben der Abgabensicherung umfassten: 

Abgabeneinhebung und -ve rrechnun g 

Einbringung 

Kontrolle und Gewährleistung des ordnungsgemäßen Vollzuges der 

Geld- und Sachengebarung 

Ausfertigung von Auszahlungsanweisungen 

Verwaltung von Bargeldbeständen und Wertgegenständen 

27 Eine Feslsetzung mit Bescheid gemäß § 20l BAO war VQm ZQllaml nichl 2.11 erlassen, 
wenn der SteUf'rSchuldner bis zum Ende des driufolgcnden Monats eine Korrcklur­

steueranmeldung beim Zollami abgab. 

ZR § 12 Abs. I und 4 Tabakstcucrgöclz (TabSIG) bzw. § 2) Abs. 1 und 5 Mineralölslnt­

<.gesetz IMinStGI 
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Buchung von Bareinnahmen und Barausgaben 

Verwalrung verrechnungspnichtiger Drucksonen und sicherungs­

bedürftiger Verwahmisse 

Erledigung von Nachsichtsansuchen und Bcscheidbeschwerden 

Kontenauskünfte an Kunden und Behörden 

(2) Die Vorschrift Abgabensicherung (VAS) bestimmte die Aufgaben, 
welche von zwei Bediensteten (Rechnungslegern) nach dem Vier­

Augen- Prinzip wahrzunehmen waren. 

Die Rechnungsleger waren durch den Vorstand zu nominieren und 
in einer Amtsverfligung zu dokumentieren. Die Rechnungsleger hat­
ten gemeinsam (Vicr- Augen- Prinzip) die Verantwonung flir den ord ­

nungsgemäßen Vollzug und die Verrechnung der Geld- und Sachen­
gebarung sowie flir die Einhaltung der Bestimmungen betrefTend die 
Sicherung der Gebarung. 

Für die Abgabensicherungcn fanden sich auch Regelungen in einem 
eigenen Abschnin des Genehmigungserlasses des BMF. Für sachlich 
oder betraglieh bedeutende Fälle bestand ein genereller Genehmigungs­

vorbchalt. dcr in der rr - Anwendung abgebildet war und automati-
ien überwacht wurde. Daneben konnten Führungskräftc bestimmte 

Fällc auch einzeln untcr cincn Gcnehmigungsvorbchalt stellen. Für die 
Genehmigung von Rück.zahlungen galt stets ein Vier- Augen- Prinzip. 

welches über eine techni ehe Sperre in der rr - Anwendung sicherge­
stellt war. 

22.2 (I) Der RH anerkannte. dass die Abgaben icherung funktional und 

organisatorisch von der Veranlagung getrennt war. Die stellte eine 
wirk.ungsvolle Umsetzung des IKS- Prinzips der Funktionstrennung 
dar. 

(2) Der RH anerkannte dic Implementierung des Vier-Augen-Prinzips 
in den wesentlichen Bereichen der Abgabensicherung. Die SichersteI­
lung der Einhaltung dicscs Prinzips durch technische Sperren in der 
rr stellte aus Sicht des RH eine wirkungsvolle Umsetzung dieses IKS­

Prinzips dar. 
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23.1 (I) Im Zuständigkeitsbereich der Finanzämter war die Abteilung V/2 
des BMF für das IT - Verfahren verantwonlich. weshalb die Stichpro­

ben zu den Abgabenanen 

Einkommensteuer 

Lohnsteuer 

Ka p i ta I enragsteuern 

Körperschaftsteuer 

Umsatzsteuer 

Versicheru ngssteuer 

MOlorbezogene Versicherungssteuer 

im Zusammenwirken mit dieser Abteilung überprüft wurden . 

Die Überprüfung der Stichproben für diese Abgabenanen zeigte. dass 
die in der IKS-Strategie sowie die im Organisationshandbuch und den 
geltenden Erlässen vorgesehenen IKS- Maßnahmen umgesetzt waren. 

(2) Das Verfahren war. begründet durch die historisch gewachsene 
Struktur der fT - Applikationen. insbesondere durch die Schnittstel­
len zwischen den eingesetzten Anwendungen zur Abgabenfestset­
zung (AF). Abgabeneinhebung (AE) und zu HV- SAP2. gekennzeich­

net. Durch den notwendigen Datenaustausch an den Schnittstellen 
zwischen den Systemen stellte die Datenübergabe ein Risiko im Sinne 

des IKS dar. 

Die Anwendungen zur Abgabenfestsetzung bildeten das Verfahren 

bis zur Erstellung des Abgabenbescheides ab. Die aus dem Bescheid 
resultierenden verrechnungsrelevanten Daten wurden sodann an die 
Anwendung Abgabeneinhebung übergeben. Die Schnittstellen waren 
durch Kontroll - und Abgicichroutinen mehrfach abgesichen. Verein­

zelt kam es im Prüfungszeitraum zu Differenzen. weiche händisch 

bearbeitet werden mussten . 

In der Anwendung Abgabeneinhebung fühnen die Finanzämter für 

jeden einzelnen Steuerpflichtigen ein Abgabenkonto. das alle Verrech ­
nungsdaten beinhaltete. Das BMF bewahne die Daten in der Anwen-

19 HV- SAP: HaushaltsvtfTt'{'hnung- SAP. Buchhaltungssofiwarr dö Bundes 
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dung Abgabeneinhebung ohne zeitliche Beschränkung auf. Die Über­
gabe der Daten aus der Anwendung Abgabeneinhebung an HV- SAP 
erfolgte täglich in saldiener Form. Die Verbuchung erfolgte nach Abga ­
benan und zuständigem Finanzamt getrennt. Das BMF löschte die 
Übergabedateien nach zehn Tagen automatisch, ein Nachvollziehen 

der Saldogrößen aus HV - SAP hin zur Anwendung Abgabeneinhebung 
und somit auf die einzelnen Steuerkonten war so nur unter erheb­

lichem Aufwand möglich. 

23.2 Der RH stellte fest, dass im gesamten Verfahren der Abgaben, welche 

die Finanzämter abwickelten, Schnittstellen zwischen den Anwen­

dungen Abgabenfestsetzung und Abgabeneinhebung existienen und 
dass die Übergabe der Daten aus der Anwendung zur Abgabencin­
hebung tagewei e aldien an das HV-Systcm erfolgte. Der RH aner­
kannte die Implementierung von Prüfroutinen zur Sicherstellung der 
korrekten Datenübergabe, kritisiene aber die Vielzahl an Schnittstel ­

len im Verfahren. weil jede Schnittstelle ein Risiko im Sinne des IKS 

darstellte. Er empfahl im Zuge einer allfalligen Erneuerung der IT­
Anwendungen die Zahl der Schninstellen zu reduzieren, um den Auf­
wand und die Risiken der Datenübergabe zu reduzieren . 

Der RH merkte kritisch an, dass die in HV- SAP übemagenen Saldo­

größen nur mit erheblichem Aufwand mit den Daten in der Anwen­
dung Abgabeneinhebung abgeglichen werden konnten. Er empfahl 
in Analogie zu § 132 BAO. unter Berücksichtigung des Kosten - Nut­

zen - Aspekts. die Übergabedateien an HV-SAP zumindest sieben Jahre 
aufzubewahren. 

23.3 Das BMF wies in seiner Stellungnahme daraufhin , da s grundsätzlich 
nur jene Schnirr teilen betrieben werden würden, die fiir den Systemab­
lauf etjorderliclr seien. Die Zalrl der Sclrnirrstellen sei von der Arclri­

tektur der Anwendungen abhängig; bei modernen Architekturen würde 
sich die Zalrl der Schnirrstellen erhöhen, weil neue Komponenten eil/­

stünden, die von allen Verfahren künftig genutzt werden müssten. Es 
sei aber nicht erkennbar, warum Schnirrstellen per se ein Risiko dar­
stellen sollten . 

Die Empfehlung zur Aujbewahrung der Übergabedateien würde das 
BMF zur Kemrtnis nehmen. 

23.4 Der RH nahm die Ausflihrungen des BMF zur Kenntnis, verblieb aber 

bei seiner Empfehlung. die Zahl der Schninstellen auf das notwen­
dige Minimum zu be chränken. Wie bereits in TZ 9.4 ausgeflihn. liegt 
jeder Schninstelle zumindest das Risiko der Datenveränderung bzw. des 

Datenverlustes inne, weshalb diese per se einen Risikobereich im Ver-
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fahrensablauf darstellen. Deshalb ist es auch wichtig. sämtliche vor­
gesehene SchninsteIlen im Sinne eines umfassenden IKS wirkungsvoll 

abzusichern. Diesbezüglich verwies der RH nochmals auf die Kritik in 
TZ 9.2, dass rur den Bereich der IT - Anwendungen keine umfassende 
IK S-Slralegie existiene sowie auf die Kritik in TZ 14.2, wonach das 

BMF die Umsetzung der rur die IT vorgesehenen IKS- Maßnahmen 
nicht dokumentien nachweisen konnte. Daraus ergab sich aus Sicht 
des RH eine, im Sinne eine wirkungsvollen IK S unzureichende Absi­

cherung der elablienen SchninsteIlen. 

24.1 (I) Im Zuständigkeitsbereich der Zollämter war die Abteilung V/5 des 
BMF für das IT - Verfahren veranlwonlich. weshalb der RH die Stichpro­

ben zu den Abgabenanen Tabaksteuer und Mineralölsteuer im Zusam­
menwirken mit dieser Abteilung überprüfte. Die Überprüfung der Stich­
proben für diese Abgabenanen zeigte, dass die in der IKS-Strategie 

sowie die im Organisationshandbuch und den geltenden Erlässen vor­

gesehenen IKS - Maßnahmen umgesetzl waren. 

(2) Kernslücke des Verfahrens für die Einhebung der VerbrauchsleU­
ern waren die Anwendung zur Elektronischen Verbrauchsteueranmel­
dung (EVA) sowie die Anwendung zur Kassengebarung Zoll (ZITAT: 
Zoll-Informationstechnologie-Austria). Beide Sysleme waren mitei­
nander direkt vernetzt, wodurch eine SchninsteIle zum Datenaustausch 
zwischen den Systemen nicht erforderlich war. 

(J) Die Anwendung EVA bildete das Verfahren der Verbrauchsteuer­

einhebung bis zur Erstellung des Abgabenbescheides ab. Die aus dem 
Bescheid resultierenden verrechnungsrclevanten Daten wurden sodann 
automatisien in die Anwendung ZITAT übernommen. 

In der Anwendung ZITAT wurde für jeden einzelnen Steuerpflichti­
gen, getrennt nach den jeweils einschlägigen Verbrauchsteueranen, 
ein Abgabenkonto geflihn, das alle Verrechnungsdaten beinhaltete. Die 
Daten wurden ohne zeitliche Beschränkung aufbewahn. Die Übergabe 
der Daten aus der Anwendung ZITAT an HV- SAP erfolgte täglich in 

saldiener Form. Die Daten wurden nach Verbrauchsteueran getrennt 
verbucht. Der Datentransfer war so gestaltet. dass die übergebenen 
Salden problemlos auf die Einzelfalle rückverfolgl werden konnten. 

24.2 Der RH anerkannte. dass im Verfahren zur Einhebung der Tabak- und 
Mineralölsteuer alle in den entsprechenden Richtlinien des BMF vor­
gesehenen IKS-Maßnahmen umgesetzt waren. Positiv beuneilte der RH 
das direkte Zusammenspiel der eingesetzten IT -Applikationen, welches 

Schnittstellen im Verfahren selbst überflüssig machte. so dass nur die 
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Schnittstelle zu HV- SAP notwendig war. Darüber hinaus waren die 
an HV- SAP übergebenen Salden ohne großen Aufwand auf Einzel ­
fallebene nachvollziehbar. 

25 Zu ammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMF 
hervor: 

(1) Die Einbindung von Prämien in das System Vor- und Nach­
bescheidkontrollen sowie die Einbindung der Versicherungssteuer 
in die geplante Maßnahme zur elektronischen Unterstützung der 
Gebührenprüfung wären weiterzuverfolgen. (TZ 2) 

(2) Die Kompetenz für die Entwicklung eines wirkungsvollen und 
umfa enden IKS-Konzepts wäre an einer Stelle zu konzentrieren. 
Die würde die Durchführung einer gesamthaften und umfassenden 
Risikoanalyse und eine Beurteilung der identiftzierten internen und 
externen Ri iken für alle Bereiche nach identen Grundsätzen ermög­
lichen. Ferner wäre das IKS-Konzept nach einem einheitlichen Pro­
zess und nach einheitlichen Grundlagen zu implementieren. (TZ 5) 

(3) Es wäre eine umfassende Risikoanalyse durchzuführen. welche 
auch die externen Risiken mitumfasst. Darauf aufbauend wäre eine 
neue IKS-Strategie zu entwickeln. welche in einem gesamthaften 
Prozess auch auf externe Risiken eingeht. (TZ 6) 

(4) Die Umsetzung der IKS-Strategie wäre zu evaluieren. um all­
fallige Unzulänglichkeiten in der organisatorischen Umsetzung des 
IKS proaktiv aufzudecken und zu beheben. (TZ 7) 

(5) Es wäre eine Ge amtübersicht über alle in den nachgeordneten 
Dienststellen vorgesehenen Prozesse zur Abgabeneinhebung zu 
erstellen. um so überprüfen zu können. ob die durch die IKS-Stra­
legie vorgegebenen Ziele und Maßnahmen umgesetzt wurden. (TZ 7) 

(6) Die durch die Sektion fV des BMF entwickelte Risikolandkarte 
wäre zu aktualisieren. (TZ 8) 

(7) Für den Bereich der IT -Applikationen (Sektion V des BMF) wäre 
eine umfassende Risikoanalyse durchzuführen sowie darauf auf­
bauend eine kohärente IKS-Strategie zu entwickeln. die auch den 
Bereich der IT -Anwendung systematisch erfasst. (TZ 9) 
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(8) Es wäre eine gesamthafte Risikoanalyse durchzufiihren. welche 
auch die externen Risiken beinhaltete und daraur aufbauend wäre 
ein ganzheitliches IKS-Konzept zu entwickeln. rrz 13) 

(9) Es wären Au wertungsroutinen und Dokumentationen zu entwi­
ckeln. um die Umsetzung der in den IKS-Dokumenten vorgesehenen 
Maßnahmen in den rr -Anwendungen umfanglieh sicherzustellen 
und entsprechend dokumentiert nachweisen zu können. rrz 14) 

(10) Im Zuge einer aJlfaJligen Erneuerung der rr -Anwendungen wäre 
die Zahl der Schnittstellen zu reduzieren . um den Aufwand und die 
Risiken der Datenübergabe zu reduzieren. (TZ 23) 

(11) Die Übergabedateien an HV -SAP wären in Analogie zu 
§ 1 J2 BAO. unter Berücksichtigung des Koslen-Nutzcn-Aspekts. 
zumindest sieben Jahre aufzubewahren. (TZ 23) 
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BHV 2013 

BIG 
BKA 
BMASK 
BMBF 
BMEIA 
BMF 
BMFJ 
BMG 
BMI 
BMJ 
BMLFUW 

BMLVS 
BMUKK 
BMVrr 
BMWFW 
BRA 
B- VG 
bzw. 

d.h. 

ELAlC 
ESlRL 
EUR 
EZB 

FAG 2008 
FLAF 
FLAG 

GB 

Absatz 
Aktienge ellschaft 
Arbeitsmarktservice Österreich 

Bank fLir Arbeit und Winschafl und ÖSlerreichischc 
Postsparkasse Akticnge ellschaft 
Bundesbahngesetz, Bundesbeschaffungs GmbH 
Bunde gesetzblatl 
Bundesge etz über die Führung des Bundeshaushaltes 
(Bundeshaushaltsgesetz 2013) 
Verordnung des Bundesministers fLir Finanzen über die 
DurchfLihrung des Bundeshaushaltsgesctzes 
(Bundeshaushaltsverordnung 2013) 
Bundesimmobiliengesellschafl m.b.H. 
Bundeskanzleramt 
Bundesministerium fLir Arbei!, Soziales und Konsumentenschutz 
Bundesministerium fLir Bildung und Frauen 
Bundesministerium flir Europa, Integration und Äußeres 
Bunde ministerium flir Finanzen 
Bundesministerium flir Familien und Jugend 
Bundesminislerium fLir Gesundheit 
Bundesministerium flir Inneres 
Bundesministerium flir JUSliz 
Bundesministerium flir Land- und Forstwinschafl, Umwelt 
und Wasserwinschaft 
Bundesministerium flir Landesveneidigung und Spon 
Bundesministerium flir Unterricht, KunSI und Kultur 
Bundesministerium fLir Verkehr, In novation und Technologie 
Bundesministerium fLir WissenschafI, Forschung und Winschaft 
Bundesrechnungsabschluss 
Bu ndes- Verfassu ngsgeselz 
beziehungsweise 

das heißt 

Elektronischer Akt 
Einkommensteuerrichtlinicn 2000 
Euro 
Europäische Zentralbank 

Finanzausgleichsgesetz 2008 
Familienlastenausgleichsfonds 
Fa mi lien lasle n a usgleichsgesctz 

Globalbudget 
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Abkur ngen R 
H 

HIS 

i.d.F. 
i.d.R. 
IKS 
ISA 

ISSAI 

IT 
i.Y.m. 

KAKuG 
KPV 2013 

Ifd. 
11. 

MIAS 
Mio. 
Mrd. 
MVAG 

Nr. 

OeBFA 
OeNB 

rd . 
RH 
RHG 

RlV 
RMS 

SAP 
SIVBEG 

TZ 

UG 
UID 
UStG 
UV - System 

vgl. 

Z 
z.B. 
z.T. 

HaushalLSinfonnationssystem 

in der Fassung 
in der Regel 
Internes Kontrollsystem 
International Standards on Auditing ( ~ International aner­
kannte Grundsätze zur Abschlussprüfung) 
International Standards for Supreme Audit Institutions 
(= Internationale Nonnen und Richtlinien fUr die staatliche 
Finanzkontrolle) 
Informationstechnologie 
in Verbindung mit 

Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten 
Kontenplanverordnung 201) 

laufend 
laut 

Mehrwertsteuer- I nformationsaustauschsystem 
Million(en) 
Milliarde(n) 
Minelverwendungs- und Minelaufbringungsgruppen 

Nummer 

Oesterreichische Bu ndesflnanzierungsagentur 
Oesterreichische Nationalbank 

rund 
Rechnungshof 
Bundesgesetz über den Rechnungshof 
(Rechnungshofgesetz 1946) 
Rechnungslegungsverordnung 
Records- Management- System 

Systeme, Anwendungen, Produkte in der Datenverarbeitung 
Strategische Immobilien Verwertungs-, Beratungs- und Ent­
wick.lungsgesmbH 

Textzahl(en) 

Untergl iederung( en) 
Umsatzsteuer-Identiflkationsnummer 
Umsalzsleuergeselz 
Vorsystem Unterhallsvorschüsse 

vergleiche 

Ziffer 
zum Beispiel 
zum Teil 
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BRA 2014 

B 2014 
Wirkungsbereich aller Bundesministerien 

und Obersten Organe 

Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 
Haushaltsverrechnung des Bundes für das Jahr 2014 
gemäß § 9 RHG 1948 

Die Stichproben- und Schwerpunktprüfungen der Abschlussrech­
nungen 2014 durch den RH zeigten verschiedene Mängel bei den 
Abschlussrechnungen auf. 

Leasinggüter, die sich im wirtschaftlichen Eigentum des Bundes 
befanden, waren teilweise nicht im Anlagevermögen ausgewiesen. 

Die Möglichkeit der Erfassung einer abgrenzungsfahigen Millel­
bindung nahmen die haushaltsleilenden Organe großteils nicht in 
Anspruch, wodurch der Aufwand in diesen Fällen nicht perioden­
gerecht zugeordnet wurde. 

Eingangsrechnungen wurden oftmals er tnach einer beträchtlichen 
Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnung ystem 
erfasst. Auch das führte zu einer falschen Periodenzurechnung von 
Aufwendungen in der Ergebnisrechnung. 

Entgegen der Verpflichtung zur Erfassung von Obligos führten die 
meisten haushaltsleitenden Organe diese nicht durchgängig durch. 

Trotz begründeten Ansprüchen waren in der Abschlussrechnung 
teilweise keine Forderungen erfasst. wodurch der Ausweis der For­
derungen in der Vermögensrechnung nicht vollständig war. 

Prozesskostenrückstellungen waren wiederholt nicht oder in falscher 
lIöhe gebildet worden . 

Kreditoren und Debitoren waren immer noch doppelt bzw. mehr­
fach erfasst. Trotz der bereits durch die Buchhaltungsagentur durch­
geführten Bereinigung von Stammdaten halle der Bund nur mit 
erhöhtem Aufwand einen Überblick über seine Forderungen und 
Verbindlichkeiten gegenüber den einzelnen Unternehmen und Ins[i­
tutionen. Auch die verpflichtend vorgesehene Aufrechnung zwischen 
Debitoren- und Kredilorentransaktionen war mit dem derzeitigen 
System der Kreditoren- und Debitorenverwaltung nicht möglich. 
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Der RH beauftragte im Zuge der Prüfung der Abschlussrechnungen 
Mängelbehebungen, wodurch die Darstellung mehrerer wesentlicher 
Gebarungsfälle in der Ergebnis- und der Vermögensrechnung kor­
rigiert wurde. 

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit 
und ziffernmäßigen Richtigkeit der Verrechnungsaufschreibungen 
und Belege ftir die Finanzierungs-, Ergebnis- und Vermögensrech­
nung 2014. 

Abschnitt I: AJIgemeine Feststellungen 

Finanl.ierungsleasing - Güter im wirtschaftlichen Eigentum 

Wirtschaftsgüter, die im wirtschaftlichen Eigentum des Bundes te­
hen (z.B. geleaste Kopiergeräte), wurden teilweise nicht als Anlage­
vermögen au gewiesen. Insoweit war dadurch die Vermögensrech­
nung des Bundes unvoll tändig. (TZ 2) 

Kontenabstimmung - Banksalden 

Die Kontostände zum Jahre ende stimmten mit den durch die Oester­
reich ische Bundesfmanzierungsagentur (OeBFA) bzw. Buchhaltungs­
agentur erfassten Stände überein. Von den 50 an Geschäftspartner 
der Republik Österreich versendeten Bankbriefen, um die Stände der 
Verbindlichkeiten und Guthaben abzustimmen, wurden 22 Bankbe­
stätigungen rückübermittelt, davon acht Leermeldungen. Die in den 
t 4 retournierten Bankbestätigungen genannten Stände der Verbind­
lichkeiten aus Anleihen und Darlehen sowie aus sonstigen deriva­
tiven Finanzinstrumenten stimmten mit den Daten der OeBFA bzw. 
der Buchhaltungsagentur überein. [TZ J) 

Barwert langfristiger Forderungen und Verbindlichkeiten 

Langfristige, unverzinste Forderungen sind mit dem Barwert zu ver­
rechnen. Dies trifft insbesondere auf Bezugsvorschüs e zu. Im Bun­
desrechnungsabschluss (BRA) sind zudem all e langfristigen Forde­
rungen und Verbindlichkeiten mit dem Barwert auszuweisen. Eine 
technische Unter tützung seitens des BMF zur Berechnung des Bar-
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werts war nicht vorgesehen, die händische Berechnung und Verbu­
chung des Barwerts war aufwändig und fehleranfällig. Die Berech­
nung von Barwerten unterblieb i.d.R. für Forderungen mit einer 
Laufzeit von mehr als fünf Jahren. (TZ 4) 

Debitoren- und Kreditorenmanagement 

Wie der RH bereits in seinem Bericht zum "Internen Kontrollsystem 
in der Haushaltsverrechnung des Bundes" (Reihe Bund 2012/10) bzw. 
im Rahmen der Prüfung der Abschlussrechnungen 201) (BRA 201): 

Textteil, Band 2) aufgezeigt hatte, waren Kreditoren und Debitoren 
doppelt bzw. mehrfach erfasst. Trott der bereits laut Angaben der 
Buchhaltungsagentur durchgeführten Bereinigung von Stammda­
ten hatte der Bund ohne größeren Aufwand keinen Überblick über 
eine Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber den einzelnen 

Unternehmen und Institutionen. Nur in einem Viertel (Kreditoren) 
bzw. Fünftel (Debitoren) der Fälle war dem RH eine Saldenabstim­
mung möglich. Auch die verpnichtend vorgesehene Aufrechnung 
zwischen Debitoren- und Kreditorentransaktionen war mit dem 
derzeitigen System der Kreditoren- und Debitorenverwaltung nicht 
möglich. (TZ 5) 

Erfassung von Forderungen 

Gebarungsf<iIIe. die finanzielle Ansprüche des Bundes auf den Emp­
fang von Geldleistungen unmittelbar begründen. sind als Forderung 
zu jenem Zeitpunkt zu verrechnen, an dem der Bund einen ver­
traglichen oder gesetzlichen Anspruch erlangt hat. Trott begründe­
tem Anspruch wurde in einzelnen Fällen in der Ab chlussrechnung 
keine Forderung erfa st. Durch die Nicht-Erfassung von Forde­
rungen zum Entstehungszeitpunkt war die Darstellung der Vermö­
gensrechnung in den überprüften Fällen nicht vollständig. Gutha­
ben auf dem Steuerkonto sind ebenso als Forderung auszuweisen . 
Im Falle des Nichtausweises konnte keine Abstimmung zwischen 
Forderungen und ZahJungseingängen erfolgen. Dadurch bestand 
die theoretische Möglichkeit, Auszahlungen unbemerkt auf andere 
Bankkonten zu übertragen. (TZ 6) 

Vermögensrechnung - Passiva 

Das Nettovermögen gleicht die Differenz zwischen dem Vermögen 
(Aktiva) und den Fremdmitteln (Passiva) in der Vermögensrechnung 
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aus. Die Darstellung der BundesfInanzierung war bundesweit nicht 
ausgeglichen und somit fehlerhaft. Die Überwachung der Bankkon­
ten sowie der Kapitalausgleichskonten war Aufgabe der Buchhal­
tung agentur. Bi Ende Juni 2015 konnte die Buchhaltungsagentur 
die Gründe für die unzulässigen Salden nicht abkJären und die Sal­
den nicht bereinigen. Insbesondere die mangelhafte Abstimmung 
der ausgewiesenen Salden zu den abgestimmten Bankkonten war 
kritisch. (TZ 7) 

Die langfristigen Rückstellungen wurden teilweise nicht abgezinst. 
obwohl dies in den haushaltsrechtlichen Vorschrirten vorgesehen 
war. wodurch die Fremdmittel in der Vermögensrechnung a1 zu 
hoch ausgewiesen waren. Bei der Abzinsung langfristiger Rückstel­
lungen war der Zinseffekt z.T. nicht berücksichtigt bzw. z.T. nicht 
ge ondert ausgewiesen. Dadurch war die Nachvollziehbarkeit und 
Transparenz nicht mehr gegeben. (TZ 8) 

Eine vollständige Überprüfung der Grunddaten für Personalrück­
stellungen war dem RH nicht möglich. (TZ 9) 

Durch die Berechnung der Personalrückstellungen auf Ebene der ein­
zelnen KostensteIlen kam es insbesondere bei Umorganisationen zu 
einer Bilanzverlängerung. wodurch für Detailbudgets. Globalbud­
gets und Untergliederungen ungerechtfertigte Aufwendungen bzw. 
Erträge erfasst wurden. (TZ 10) 

Die monatliche Dotierung der Jubiläumsgeldrückstellung war nicht 
notwendig. weil zum Jahresende ohnehin eine erneute Berechnung 
sowie eine Korrektur auf den tatsächlichen Wert durchzuführen 
war. (TZ 11) 

In 19 von insgesamt 33 Untergliederungen waren keine Rückstel ­
lungen für Prozesskosten gebildet worden. obwohl die Stichproben­
überprüfung ergab. dass derartige Rückstellungen zu bilden gewesen 
wären. Bei einigen vom RH überprüften Prozesskostenrückstellungen 
war die Höhe nicht angemessen; sie lag deutlich unter dem von 
der Finanzprokuratur als zu erwartenden Aufwand ausgewiesenen 
Betrag. (TZ 12) 

Ergebnisrechnung 

Den Verrechnung grundsätzen gemäß BHG 2013 entsprechend sind 
Aufwendungen bzw. Erträgejeweils den Finanzjahren zuzuordnen. 
in denen die Lieferung bzlV. die Leistung stattfand. Die zeitliche 
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Zuordnung zur Ergebnisrechnung erfolgte in nahezu jeder Unter­
gliederung nichl korrekt, obwohl da Haushaltsverrechnungssystem 
zwei Möglichkeiten bietet, Aufwendungen der korrekten Periode 
zuzuordnen. Die Möglichkeit der Erfassung einer abgrenzungsfa­
higen Mittelbindung wurde von den hausha ltsleitenden Organen 
großteils nicht in Anspruch genommen. Nur in seltenen Fällen bil­
deten sie rur ausstehende Eingangsrechnungen Rückstellungen. 
(TZ l3, 23, 29, 30, 33. 34. 38, 39, 47. 49, 52, 53, 62 und 63) 

Eingangsrechnungen wurden von den Bundesminislerien und Ober­
sten Organen vielfach verspätet im System vorerfasst und verspä­
tet an die Buchhaltungsagentur übermittelt, wodurch die Aufwen­
dungen nicht mehr den korrekten Finanzjahren zugeordnet werden 
konnten und somit ein verzerrtes Bild der Ergebnisrechnung ent­
stand. (TZ 14,23,29,30,33,34.38.39,47,49,50,53,62 und 63) 

Konsolidierung 

Konsolidierung bedeutet, dass Verrechnungen au GeschäftsfaJlen 
zwischen den im Rechnungsabschlu des Bundes erfassten Einheiten 
gegeneinander ausgeglichen werden und somit im konsolidierten 
Abschluss nicht mehr aufscheinen. Die Konsolidierung durch das 
BMF erfolgte automatioDsunterstützt durch den Abgleich der dafür 
vorgesehenen Konten. Bei Erstellung der Abschlussrechnungen ver­
suchte das BMF, die falsch verbuchten Konsolidierungsfalle auf die 
korrekten Konten umzubuchen, um eine vollständige und richtige 
Konsolidierung zu gewährleisten. Trotz der durchgeführten Umbu­
chungen konnten wegen der Vielzahl der Fälle und der knappen 
Zeit im endgültigen BRA einige Geschäftsfalle nicht korrigiert und 
omit auch nicht konsolidiert werden. (TZ 15) 

Kontenzuordnung 

Die sachliche Zuordnung und somit die kontengerechte Verrechnung 
gemäß der Kontenplanverordnung 2013 (KPV 2013) des Bundes 
waren nicht in allen Untergliederungen korrekt erfolgt. (TZ 16) 

Verrechnung von Obligos 

Die vollständige Erfassung der Mittelvorrnerkungen ist für die Haus­
haltssteuerung im Hinblick auf eine verbesserte Budgetdisziplin 
erforderlich. Für Gebarungsfälle, die Geldleistungsverpflichtungen 
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zu Gunsten oder zu Lasten des Bundes begründen oder in Aussicht 
stellen. sind Miltelvormerkungen in Form von Berechtigungen bzw. 
Verpflichtungen vorzunehmen. Mittelvormerkungen wurden in fast 
allen Untergliederungen lückenhaft durchgeführt. (TZ 17) 

Belegarten 

Die Belegart dient der IdentifIzierung gleichartiger Gebarungsfalle. 
wurde jedoch vielfach nicht korrekt verwendet. Handelte es sich bei 
einer Kreditorenrechnung um eine Daueranordnung über mehrere 
Jahre. wurde aber die Belegart KredilOrenrechnung ausgewählt. so 
musste in den Folgejahren die Mittelvormerkung dieser Daueran­
ordnung händisch nachgebucht werden . weil sie bei der Belegart 
Kreditorenrechnung nicht automatisiert funktionierte. (TZ 1 B. 19) 

Zahlungsbedingungen 

Bei Verrechnungsanordnungen sind die Verrechnungsdaten nach 
Maßgabe der vom Haushaltsverrechnungssystem bereitgestellten 
Eingabemasken zu erfassen. Dabei sind unter anderem die Zah­
lungsbedingungen und das Basisdatum. ab dem die Zahlungsbe­
dingungen zu laufen beginnen. einzutragen. Aus diesen Eingaben 
wird das Fälligkeitsdatum vom System berechnet. Die tatsächlichen 
Zahlungsbedingungen konnten jedoch aufgrund der einge chränk­
ten Auswahlmöglichkeiten im System nicht immer korrekt erfasst 
werden . Weiters war es nicht möglich . die tatsächlichen Zahlungs­
bedingungen inklusive dem erzielten Skontoertrag abzubilden. In 
einigen Fällen wurde das vorgesehene Zahlungsziel nicht eingehal­
ten bzw. wurden mögliche Skonti nicht ausgenutzt. (TZ 20) 

Belege - Verrechnungsgrund 

Bei einzelnen Gebarungsfallen fehlten die Verrechnungsunterlagen 
bzw. lagen diese nicht vollständig vor. Der Zahlungs- und Verrech­
nungsauftrag wurde trotzdem ausgeführt. obwohl jeder Anordnung 
eine Verrechnungsunterlage (= Beleg) zugrunde liegen und bei Über­
mittlung der Anordnung an das ausführende Organ mitgeliefert 
werden muss. Eine Aufforderung der Buchhaltungsagentur an das 
anordnende Organ. die Anordnung zu vervollständigen. war nicht 
dokumentiert. Ohne da vollständige Vorliegen von Verrechnungs­
unterlagen sind weder eine ordenlliche Prüfung im Gebarungsvoll-
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zug, noch die Nachprüfung durch die Buchhaltungsagentur, noch die 
nachträgliche Prüfung durch den RH durchführbar. (TZ 21) 

Abschnitt Il : UG-spezif,sche Fes tstellungen 

Rechnungsberichtigungen durch Leistungsempfänger 

Das BMLVS nahm Ergänzungen oder Berichtigungen von Eingangs­
rechnungen vor, die den Formerforderni en des Um atzstcucrgc­
setzes nicht entsprachen. In weiterer Folge wurde die Höhe der 
Enverbsteuer auf Basis eines von einem nicht durch den Rechnungs­
leger richtig gestellten Rechnungsbetrags berechnet und erfasst. 
(TZ 24) 

Instandhaltungsaufwendung vs. Aklivierung 

Das BMLVS hatte auf den Instandhaltungskonten nicht nur Auf­
wendungen für Instandhaltung erfasst, sondern auch Kosten, die 
zu einer wesentlichen Verbesserung des Anlageguts führten. Diese 
wären in der Vermögensrechnung zu aktivieren gewesen. (TZ 25) 

Erfassung der Reverse Charge Verbindlichkeit bei ausländischen 
Rechnungen 

Grundsätzlich wurde die Um atzsteuer vom Unternehmer geschul­
det, der die Warenlieferung oder Dienstleistung erbrachte. Gemäß 
§ 19 UStG 1994 kam es bei Dienstleistungen und Werklieferungen 
unter gewissen Voraussetzungen jedoch zum Übergang der Steuer­
schuld auf den Leistung empfänger (Reverse Charge). Das BMLVS 
als Steuerschuldner hatte in der Haushaltsverrechnung in einem 
Fall nur die Nellobeträge erfasst. Als Leistungsempfänger hätte es 
auch die fällig gewordene Umsatzsteuer abführen müssen. (TZ 2&) 

Eingangsrechnung in fremder Währung 

Das BMLVS erhielt eine Eingangsrechnung eines deutschen Unter­
nehmens, das in Britischen Pfund fakturierte. Dadurch entstand 
sowohl beim Leistungserbringer (deutsches Unternehmen) als auch 
beim Leistungsempfanger (BMLVS) ein Venvaltungsmehraufwand. 
(TZ 27) 
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Leasing - Kaserne Güssing 

Gemäß dem vertraglich übertragenen Baurecht errichtete die BIG 
ab 2009 in Güssing eine Kaserne und vermietete sie nach Fer­
tigstellung im Jahr 2013 an das BMLVS. Das Vertragsverhältnis 
enthielt Elemente nahe eines Finanzierungsleasings, war aber nach 
dem Gesamtbild einem Mietvertrag (Operating Leasing) zuzuordnen. 
Während der Leasinggeber (BIG) die Baukosten mit rd. 47 Mio. EUR 
angab, wies das BMLVS als Leasingnehmer rur die Dauer des ver­
einbarten Kündigungsverzicht (25 Jahre bis zum Jahr 2038) Ver­
pnichtungen aus dem Vertrag in Höhe von 163,75 Mio. EUR (Mie­
ten, Betriebskosten etc.) aus. (TZ 28) 

Endabrechnungen der Pensionsversicherungsträger 

Der Bund bezahlte an Pensionsversicherungsträger unterjährig Vor­
schüsse und erstellte nach Vorliegen der endgültigen Rechnungs­
abschlüsse der Pensionsversicherungsträger eine Endabrechnung. 
Ende Juli 2015 wurde vom BMASK noch keine Endabrechnung vor­
genommen, wodurch weder die Ergebnisrechnung die korrekten, 
periodenrichtig abgerechneten Aufwendungen enthielt, noch in der 
Vermögensrechnung die entsprechenden Forderungen bzw. Verbind­
lichkeiten des Bundes gegen die Pensionsversicherungsträger aus­
gewiesen waren. (TZ 31) 

Mietzinsstundungen 

Die Verschiebung der Fälligkeit von Mietzins- und sonstigen For­
derungen durch die BIG fand keinen Eingang in die Ergebnisrech­
nung des BMBF, obwohl ie als Aufwendungen zu Lasten des Finanz­
jahre 2014 in der Ergebnisrechnung der UG 30 zu verrechnen 
gewesen wäre. Durch eine vom RH beauftragte Mängelbehebung 
wurden die gestundeten Mietzinsen periodengerecht als Mietauf­
wand im Finanzjahr 2014 korrekt ausgewiesen. (TZ 35) 

Abrechnung von Mitteln aus 15a- Vereinbanmgen 

Zum Ende des Kalenderjahres hatten die Länder den Nachweis über 
die zweckgebundene Verwendung der sogenannten Anschubfinan­
zierungsmittel des Bundes im vergangenen SchuUahr in Form einer 
Abrechnung dem BMBF vorzulegen. Zur Zeit der § 9- Priifung hatte 
das BMBF die Abrechnungen rur das chuUahr 2011/2012 noch 
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nicht abgeschlossen. Einzelfallüberprüfungen an Schulen erfolgten 
anhand von Stichproben durch Vorlage sämtlicher Belege pro Bun­
desland nur jedes zweite Jahr. (TZ 37) 

Zuschussvertrag mit der ÖBB-Infrastruktur AG gemäß § 42 BBG 

In einer Vereinbarung zwischen dem BMVlT im Einvernehmen mit 
dem BMF und der ÖBB-Infrastruktur AG wurde die Umsetzung der 
von der ÖBB-Infrastruktur AG jährlich zu erstellenden sechsjährigen 
Rahmenpläne über die geplanten Investitionen in die Schienen­
verkehrsinfrastruktur geregelt (ftZuschussverträge"). Dabei wurde 
unterschieden zwischen Zuschüs en für den Betrieb der Schienenin­
frastruktur und deren Bereitstellung an die Nutzer (§ 42 Abs. 1 BBG) 
und Zuschüssen für die Instandhaltung, zur Planung und zum Bau 
von Schieneninfrastruktur (§ 42 Abs. 2 BBG). Für das Jahr 2014 
wurden aus dem Zu chussvertrag resultierende Verbindlichkeiten 
bzw. Verpflichtungen sowie der Aufwand des Bundes in der Ergeb­
nis- bzw. Finanzierungsrechnung nicht korrekt ausgewiesen. Durch 
eine vom RH beauftragte Mängelbehebung wurden der Stand der 
Verbindlichkeiten bzw. Verpflichtungen sowie der Aufwand korri ­
gien. (TZ 41) 

Schnittstellenproblem bei Ersatzforderungen AMS 

Die Schnittstelle zwischen der IT - Anwendung des AMS und dem 
Haushaltsverrechnungssystem wurde vom BMF fehlerhaft umge­
setzt, wodurch es zu einem nicht korrekten Ausweis der Rückfor­
derungen des AMS gekommen war. Die Schnittstelle des Vorsy -
tems des AMS zum Haushaltsverrechnungssystem wurde in Betrieb 
genommen, ohne dass die Funktionalität vorab sichergestellt war. 
Die Reparatur der Schnittstelle durch das BMF erfolgte erst im ersten 
Halbjahr 2014, weshalb der Aufwand auch für 2013 richtigzustellen 
war und sich eine Voranschlagsabweic.hung ergab. (TZ 54) 

Buchungslogik im Bereic.h Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) 

Die Systematik der Finanzierung der Transferleistungen au den 
Mitteln des FLAF (GB 25.01) war im Familienlastenausgleichsgesetz 
(FLAG) geregelt. Dieses sah vor, dass dem FLAF im Fa.lle der Unter­
dotierung aus dem Reservefonds Mittel aus dem allgemeinen Bud­
get zugeführt wurden. Dadurch entstand beim Reservefonds, der als 
ausgegliederter Rechtsträger mit eigener Rechtspersönlichkeit aus-
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gestaltet war, eine Verbindlichkeit gegenüber dem Bund in Höhe 
der dem FLAF zugeführten allgemeinen Budgetmittel. Die Forde­
rung des Bundes war im GB 25.02 . Familienpolitische Maßnahmen 
und Jugend" ausgewiesen. Eine allnillige Verbindlichkeit des FLAF 
gegenüber dem Reservefonds war nicht ausgewie en. Der Reser­
vefonds selbst wies in seiner Abschlussrechnung die Forderungen 
gegenüber dem FLAF sowie die Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Bund aus. Die Verbindlichkeiten des Reservefonds wurden durch 
die Übertragung allfälliger Überschüsse aus der Gebarung des FLAF 
an den Reservefonds durch diesen an den Bund erstattet. (TZ 56) 

Die Budgetierung der Rückzahlungen des Re ervefonds für das 
Finanzjahr 2014 an den Bund als .Erträge aus der operativen Ver­
waltungstätigkeit" in GB 25.02 .Familienpolitische Maßnahmen 
und Jugend" war nicht korrekt. Die Verbuchung der gegenständ­
lichen Rückzahlung als Verminderung der Forderung gegenüber dem 
Reservefonds in der Verrnögensrechnung des GB 25.02 .Familien­
politische Maßnahmen und Jugend" war korrekt, weshalb die Vor­
anschlagsabweichung ebenfalls korrekt ausgewiesen wurde. (TZ 56) 

Der Ausweis der Forderungen und Verbindlichkeiten war in der 
UG 25 .Familie und Jugend" unvollständig und sohin nicht kor­
rekt. In der Verrnögensrechnung des GB 25.01 .Ausgleichsfonds 
für Familienbeihilfen" waren die Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Reservefonds nicht ausgewiesen. Damit waren in der UG 25 .Fami­
lie und Jugend" zwar die Forderungen des Bundes gegenüber dem 
Reservefonds im GB 25.02 .Familienpolitische Maßnahmen und 
Jugend" ausgewiesen, die Verbindlichkeiten des FLAF in identer 
Höhe aber nicht. (TZ 56) 

U n t erh a I tsvorsch üsse 

Im Zusammenhang mit der Leistung der Unterhalt vorschüsse aus 
Mitteln des FLAF (gemäß FLAG) erfolgten Zahlungsanordnungen 
der Buchhaltungsagentur zum Saldenausgleich der BMJ-Komen 
ohne vorherige Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtig­
keit durch das BMJ und die Buchhaltungsagentur. (TZ 57) 

Fahrtkostenzu chüsse 

Für Schülerfreifahrten im Gelegenheilsverkehr fehlten bundesweit 
einheitliche Vorgaben hinsichtlich der Abwicklung und Dokumenta­
tion der Auszahlungen und Buchungen. Durch die von den Finanz-
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ämtern in SAP hinterlegten Informationen und Dokumente war 
eine Nachvollziehbarkeit der Rechtmäßigkeit der zugrunde liegen­
den Geschäfte nicht möglich. Zum Teil erfolgte die Leistungserbrin­
gung vor der AntragsteIlung und Genehmigung der Verträge. (TZ 58) 

Kulturgüter 

Der Bereich Kunst und Kultur war bis inklusive Februar 2014 dem 
BMUKK zugeordnet. Mit der Novellierung des Bundesminislerienge­
setzes (BMG)' wurde mit 1. März 2014 der Bereich Kun t und Kul ­
tur in den Wirkungsbereich des BKA übertragen. Der Bereich Kunst 
und Kultur, der bis zur BMG-Novellierung Bestandteil der UG 30 
war, bildete seither eine eigene Untergliederung (UG 32 Kunst und 
Kultur). Im Zuge dieser Organisationsänderung wurden Kulturgüter 
aus der UG 30 (ehemaliges BMUKK, nunmehr BMBF) ausge chie­
den. Das BMBF hatte den Abgang der Kulturgüter in der UG 30 
korrekt verbucht, das BKA hatte in der UG 32 jedoch keinen ent­
sprechenden Zugang aller Kulturgüter erfass!. Durch eine vom RH 
beauftragte Mängelbehebung wurden die vom BMBF übertragenen 
Sammlungen als Anlagenzugang bei den Kulturgütern in der Ver­
mögensrechnung aktiviert. (TZ (0) 

Die Buchhaltungsagentur ist das ausflihrende Organ des Bundes im 
Rahmen der Haushaltsverrechnung. Sie hat die übermittelten Anord­
nungen auf das Vorhandensein aller zahlungs- und verrechnungs­
relevanten Angaben aufgrund der Belege und der Unterlagen zu 
prüfen. Bei überprüften Belegen fehlten aber teilweise wesentliche 
verrechnungs- oder zahlungsrelevante Angaben oder wurden diese 
nicht berücksichtigt. Die flir die korrekte Verbuchung erforderlichen 
Unterlagen und Angaben forderte die Buchhaltungsagentur nur in 
Einzelfallen nach . Auch wurden Buchungen entgegen den aus den 
Unterlagen ersichtlichen buchungsrelevanten Informationen - nur 
den Anordnungen der haushaltsleitenden Organe folgend - falsch 
verbucht. Eine Rücksprache zur Durchführung einer korrekten Ver­
buchung war offenkundig unterblieben. Die Buchhaltungsagentur 
nahm die ihr obliegende Aufgabe der Prüfung im Gebarungsvoll­
zug nicht in ausreichendem Umfang wahr. (TZ 65, (6) 

I 8GB!. I Nr. 11(2014. in Kraft gc'~ttn am I. März 2014 
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1 (I) Der RH fUhne im Zeitraum September 2014 bis Juni 2015 die 
Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der Haushaltsverrechnung 

des Bundes im Zuge der Überprüfung der Abschlussrechnungen 2014 
gemäß § 9 Abs. I Rechnungshofgesetz (RHG) 1948 durch (sogenannte 
§ 9-prüfung). 

Ziel der Überprüfung war die Beuneilung der Ordnungsmäßigkeit 

und ziITernmäßigen Richtigkeit der Verrechnungsaufschreibungen 
und Belege fUr die Finanzierungs-, Ergebnis- und Vermögensrech­

nung 20 14. 

Seine Überprüfung fUhne der RH haupt ächlich bei der Buchhaltungs­
agentur des Bundes (Buchhaltungsagentur) und soweit erforderlich bei 

den zuständigen haushaltsleitenden Organen durch. 

(2) Der RH ist seit 2013 gemäß § 117 BHG 2013 zur Einhaltung natio­
naler und internationaler Prüfungsstandards bei der Überprüfung der 

Abschlussrechnungen gemäß § 9 RHG verpnichtet. Für die Überprüfung 
von Abschlussrechnungen legte der RH die International Standards 
of Supreme Audit Institutions (Internationale Normen und Richtli ­
nien rur die staatliche Finanzkontrolle - ISSAI) bzw. die Internatio­
nal Standards On Auditing (International anerkannte Grundsätze zur 

Absch lussprüfung - ISA) zugrunde. 

Besonderes Augenmerk legte er auf die Prüfungsstandards ISSAI 1300 
zur _Planu ng von Abschlussprüfungen- und ISSAI 1315 zur _Erken­
nung und Beuneilung der Risiken wesentlicher Fal changaben durch 

die Gewinnung eine ausreichenden Verständnisses der Einheit und 
ihres Umfelds-. Diesen Standards folgend ist das IKS der einzelnen Ver­
rechnungsprozesse zu beuneilen. Demnach erfolgten die Auswahl und 
der Umfang der zu prüfenden Stichproben mit dem Ziel , das Risiko 

nicht entdeckter Fehler zu minimieren, die wesenlliche Auswirkungen 
auf die Ordnungsmäßigkcit der Verrechnung haben könnten. 

Von wesentlichen Auswirkungen ging der RH unter Anwendung von 
ISSAI 1320 dann aus. wenn die festgestellten Mängel I I\b der budge­
tienen Gesamtauszahlungen des Bundes überschritten (_Gesamtwesent­
lichkeit-). Die Gesamtwesentlichkeit betrug somit 758 Mio. EUR (I I\b 

von rd. 76 Mrd. EUR). Überschritten die Fehler diese Grenze, konnte 
nicht mehr davon ausgegangen werden, dass die Haushaltsverrech­

nung des Bundes ein getreues Bild der Vermögens- , Ergebnis- und 

Finanzlage widerspiegelte. 

Für die Beuneilung der einzelnen Prozesse bzw. Positionen der 
Abschlussrechnungen reduziene der RH die Gesamtwesentlichkeit : In 
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Anlehnung an ISSAl 1330 kann bei einem sehr gut funktionierenden 
[KS eine Reduktion der Gesamtwesenllichkeit um 25 'lb erfolgen. Bei 
Mängeln im IKS ist der Prozentsatz jedoch zu erhöhen, womit die 
Wesen tl ichkeitsgrenze dementsprechend sinkt. Der RH zog, basierend 

auf dem Ergebnis der Gebarungsüberprüfung Jnlernes Kontrollsystem 
in der Haushaltsverrechnung des Bundes" [Reihe Bund 2012/10), einen 
reduziel1en Prozentsatz von 30 'lb heran und erminelte somit eine Pla­

nungswesentlichkeil von 53 I Mio. EUR. 

(3) Für die Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung zog der RH eine 
zufallige Stichprobe von je 25 Belegen aus allen Untergliederungen 
(UG), mit Ausnahme der UG 58 Finanzierungen, Währungstauschver­

träge.2 

Dem oben erörterten Grundsatz der Wesentlichkeit folgend, wurde fur 
die größten Untergliederungen eine darüber hinausreichende, umfang­
reichere Belegprüfung durch bewusste Stichprobenziehung durchge­

fuhrt. Diese Schwerpunktprüfung umfasste folgende UG: 

- UG 14 Militärische Angelegenheiten und Sport 

- UG 21 Soziales und Konsumentenschutz 

- UG 22 Pensionsversicherung 

- UG 23 Pensionen - Beamtinnen und Beamte 

- UG 24 Gesundheit 

- UG 30 Bildung und Frauen 

- UG 31 Wissenschaft und Forschung 

- UG 40 Wirtschaft 

- UG 41 Verkehr, Innovation und Technologie 

- UG 42 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 

1 Da die VerTl"Chnungsdalen in der UG 58 in einem Vorsyslem (SAP Trtasury ; vormals 

FS - Finanzschulden] erfasst und die Daten in aggregiener Fonn und ohne Bdeg in die 
Haushall5vt'rtffhnung übergeleitet wurden. kOnnl( dir:' Belegprüfung daher nich. in die­
str Form $I<11.,f,nden. Die Finanzschuldengebarung wird jedoch im Ranmen der Gegeo­
lcidmung der Schuldurkundcn des Bundes durt'h den Präsidcmcn des RH f§ 10 RHG) 

laufend vom RH überwacht 
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- UG 44 Finanzausgleich 

- UG 45 Bundesvermögen 

- UG 46 Finanzmarktstabilität 

(4) Dem risikoorientienen Prüfungsansatz entsprechend fUhne der RH 
darüber hinaus Positionsprüfungen durch. bei denen er einzelne rele­
vante Positionen der Abschlussrechnungen stichprobenanig überprüfte. 

Hi er erfolgte eine bewusste Stichprobenauswahl fUr Geschäftsf.ille1• 

die im Bund bei allen Bundesmini terien und Obersten Organen vor­
kommen und weitgehend einheitlich behandelt werden. 

(5) Das vorliegende Prüfung ergebnis glieden sich in zwei Abschnitte. 

Im Abschnitt I .Allgemeine Feststellungen· werden die im Rahmen 
der § 9-Prüfung sowohl auf der Aktiv- als auch auf der Passivseite 
der Vermögensrechnung festgestellten Mängel erönen sowie allenfalls 

aufgetretene Querverbindungen zur Ergebnisrechnung dargestellt. Prü­
fung feststellungen. die das System der Verbuchung betrefTen. kom­
plettieren diesen Abschnitt .• UG - Speziflsche Feststellungen· bilden den 

Fokus des Abschnitts 11. wobei zunächst die aus den Schwerpunktprü· 
fungen resultierenden Ergebnisse darge teIlt werden. Durch entspre­
chende Verweise auf die im Ab chnitt I entha ltcnen Allgemeinen Fest­
stellungen werden die Ergebnisse der Stichprobenprüfungen dargelegt. 

(6) Zu dem im August 2015 an alle haushaltsleitenden Organe. die 
Buchhaltungsagentur und die Bundesrechenzentrum GmbH übermit­

telten Prüfungsergebnis langten im September 2015 Stellungnahmen 
von folgenden haushaltsleitenden Organen ein: Präsidentschaftskanz­
lei. Parlamentsdirektion. Verfassungsgerichtshof, Verwaltungsgerichts­
hof. VolksanwallSchaft. Rechnungshof. Buchhaltungsagentur. BKA. 

BMI. BMEIA. BMLVS. BMF. BMASK. BMG. BMBF. BMFJ. BMWFW. 
BMVIT und BMLFUW. 

Das BMJ sowie die Bundesrechenzcntrum GmbH verzichteten auf die 

Abgabe einer Stellungnahme. 

Der RH erstattete seine Gegcnäußerungen im September 2015. 

) 1.8. Finanzif'rungsl~aslng. Erfassung von Fordt'rungt'n. Pcorsonalruckslt'lIungt'n 
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Abschnitt I: Allgemeine Feststellungen 

Vermögensrechnung - Aktiva 

Finanzierungsleasing -
Güter im wirtschaft­
lichen Eigentum 

BRA 2014 

2.1 (I) Das Haushaltsrecht des Bundes sieht gemäß § 91 Abs. 2 BHG 20lJ 

vor. dass Verrnögenswene dann in der Verrnögensrechnung zu erfas­
sen sind, sobald der Bund zumindest winschaftliches Eigentum daran 
erworben ha!. § 50 BHV 201 J besagt, dass win chaftliches Eigentum 

vorliegt, wenn der Bund. ohne zivil rechtlicher Eigentümer zu sein, win­
schaftlich wie ein Eigentümer über eine Sache herrscht, indem er sie 
insbesondere besitzt, gebraucht. die Verfligungsmacht über sie inne­

hat und das Risiko ihres Verlustes oder ihrer Zerstörung träg!. 

Winschaftliches Eigentum liegt insbesondere dann vor, wenn Win­

schaftsgüter von Dritten zur Nutzung überlassen werden und die ver­
einbane Nutzungsdauer die gesamte (bzw. den überwiegenden Teil der) 
wirtSchaftliche(n) NUlzungsdauer des Anlagegutes umfasst bzw. wenn 

das vereinbane Mietentgelt über die Laufzeit der Nutzungsüberlas­
ung dem Wert des Wirtschaftsgutes (zu einem großen Teil) entspricht. 

In diesen Fällen handelt es sich um Finanzierungsleasingvenräge. Die 
Konsequenz bei wirtSchaftlichem Eigentum wäre. dass das WirtSchafts­

gut im Anlageverrnögen au zuwei en i t und eine jährliche Abschrei­
bung entsprechend der Nutzungsdauer zu erfolgen hat. Ferner sind die 
Finanzierungsvef]lOichtungen im Zusammenhang mit dem WirtSchafts­

gut auf der Passivseite als Verbindlichkeiten zu erfas en. 

(2) Solche Finanzierungsleasing- Verhältnisse gab es beispielsweise für 

die Überlassung von Kopiergeräten. die nach gleichartigen Verträgen 
über die Bundesbeschaffungs GmbH (BBG) bezogen wurden.' Diese 

Leasinggeräte wurden - mit Ausnahme von vier Untergliederungen 
(UG 06 Rechnungshof. UG 15 Finanzverwaltung. UG JO Bildung und 

Frauen, UG 42 Land-, Forst- und WasserwirtSchaft) - nicht aktivien. 
Der Umstand, dass es sich bei den Leasingverträgen über Kopierge­
räte um ein Finanzierungsleasing handelte. ergab sich aus der verein­
banen Venragslaufzeit von fünf Jahren , die somit den überwiegenden 
Teil der Nutzungsdauer umfasste. 

Dieses Beispiel belegt, dass Anlagegüter im wirtSchaftlichen Eigentum 

des Bundes in der Verrnögensrechnung unvollständig und nicht kor­
rekt ausgewiesen wurden. 

2.2 Der RH kritisierte die Falschverbuchung von Leasingverhältnis en im 

Fall der Überlassung von Kopiergeräten . Anstelle der Aktivierung von 

4 z.B. UG 0 2 Bundrsgrsc'lzgebung, UG 03 Wrfassungsgrrichtshof. UG 05 Volksanwalt ­

schaft. UG 10 Bundt"Skanzleramt. UG 11 Inntrt'S 
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Winschaftsgütern. die im winschaftlichen Eigentum des Bundes ste­
hen. wurden die Leasingzahlungen als Aufwand verbucht. Durch die 
Nicht- Aktivierung dieser Winschaftsgüter war in diesen Punkten die 

Darstellung der Vermögensrechnung nicht vollständig. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen. auf 
die korrekte Verbuchung von Vermögensgegenständen. insbesondere 

von Miet- und Leasinggeschäften zu achten. 

3 (1) Im Rahmen der Überprüfung der Abschlussrechnungen 2014 gemäß 

§ 9 RHG unterzog der RII auch die Abstimmung der Bankkonten des 
Bundes einer Überprüfung. Der Bund verfügte über ein Bankkonto bei 

der BAWAG P.S.K. sowie über ein Bankkonto bei der Oesterreichischen 
Nationalbank (OeNB). 

Die Kontostände zum Jahresende stimmten mit den durch die Oester­
reichische Bundesfmanzierungsagentur (OeBFA) bzw. Buchhaltungs­

agentur erfassten Ständen überein. 

(2) Der RH ersuchte die OeBFA um Versendung von 50 Bankbriefen an 
Geschäftspanner der Republik Österreich. um die Stände der Verbind ­

lichkeiten und Guthaben abzu timmen. 22 Bankbestätigungen wur­
den rückübermittelt. davon acht Leermeldungen. 

Der RH überprüfte ausgewählte Schwerpunkte der 14 retournienen 
Bankbestätigungen und stimmte Verbindlichkeiten aus Anleihen und 

Darlehen sowie aus sonstigen derivativen Finanzinstrumenten mit den 
Daten der OeBFA bzw. der Buchhaltungsagentur ab und befand die e 

für richtig. 

4.1 Gemäß § 80 Abs. I BHV 2013 sind langfristige unverzinste Forde­
rungen in den Abschlussrechnungen zum Barwen zu verrechnen. 
Diese Bestimmung betrifft insbesondere die Bezugsvorschüsse. Darü­
ber hinaus sieht § 20 RLV 2013 einen Ausweis des Barwens der lang­

fristigen Forderungen und Verbindlichkeiten im Bundesrechnungsab­
schluss (BRA) vor. Die haushaltsfUhrenden Stellen mussten in beiden 
Fällen den Barwen händisch berechnen und entsprechend verbuchen. 
Eine technische Unterstützung seitens des BMF (wie ie es beispiels­
weise fUr die Rechnungsabgrenzung gibt) war nicht vorgesehen. Das 

BMF legte deshalb im Einvernehmen mit dem RH in dem Rundschrei­
ben zu den Jahresabschlussarbeiten au verwaltungsökonomischen 
Gründen fest. dass unverzinste langfristige Forderungen mit einer Lauf­

zeit von mehr als fUnf Jahren erst ab dem Finanzjahr 2015 abzuzin-
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sen waren. Die Berechnung von Barwenen unterblieb Ld.R. für For­
derungen mit einer Laufzeit von mehr als fünf Jahren. 

4.2 Ocr RH wies k.riti ch darauf hin. dass die händische Berechnung und 
Verbuchung des Barwens aufwändig und fehleranfallig war. Er empfahl 

daher dem BMF. den haushaltsführenden Stellen eine technische Unter­
stützung - wie es sie beispielsweise für die Rechnungsabgrenzung gibt­

zur Verftigung zu stellen. um eine haushaltsrechtlich korrekte Darstel ­
lung der Forderungen und Verbindlichkeiten sicherzustellen. 

4.3 Das BMF leille ill einer Slellungnahme mil, dass e eine mögliche lech ­

lIische UlllersrüllUllg zur Barwenberechllung allalysien ulld bewenel 

habe. Aufgrund des ullverhällllismäßig hohell Aufwands wurde bis­

lang von eiller Umselzu'lg abgeseherr. 

4.4 Der RH entgegnete. dass die derzeit dezentrale händische Berechnung 
in den Ressons einen unverhältnismäßig hohen Aufwand darstellt und 

wies deshalb abermals auf die Wichtigkeit der Zurverfügungstellung 
einer technischen Unterstützung rur die Barwenberechnung hin. um 
eine einheitliche Berechnung der Barwene und eine korrekte Darstel ­

lung der Forderungen und Verbindlichkeiten icherzustellen und ver­
blieb bei einer Empfehlung. 

Debitoren- und 5.1 (IJ Im Debitoren- und Kreditorenmanagement des Bundes waren, 
Kreditorenmanagement wie der RH bereits im Rahmen der Gebarungsüberprüfung -Inter­

nes Kontrollsystem in der Haushaltsverrechnung des Bundes· (Reihe 
Bund 20 12/10, TZ 11 bis 15J bzw. im BRA 20\3 5 kritisien harte, Debi ­
toren und Kreditoren doppelt oder mehrfach erfasst. Dies war auf fol ­
gende Gründe zurückzuführen : 

BRA 2014 

- eindeutige Erkennungsmerkmale mussten nicht verpflichtend erfasst 
werden; 

- bei der Verwendung des E- Shops waren eigene Kreditoren system­
technisch erforderlich; 

- die Eingabe erfolgte verteilt auf alle anordnenden Organe und die 
Buchhaltung agentur uneinheitlich. 

(2J Die Problematik der Doppel - bzw. Mehrfacherfassungen von Kre­
ditoren und Debitoren führte dazu. dass der Bund keine Gesamtsichl 
über seine Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber einem Unter-

'io TcxlIcil : Band 2. TZ 8 
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nehmen bzw. einer Institution halle. Die Doppel - bzw. Mehrfachanlage 

von Kreditoren und Debitoren erschwene e1ie Überprüfung der Ver­
bindlichkeiten und Forderungen (.offene Posten·) in den Abschlu s­

rechnungen 2014. Im Zuge der Überprüfung der offenen Posten für da 
Jahr 2014 versandte der RH ein Schreiben mit dem Ersuchen um Sal­

denbestätigung an 100 Kreditoren und 50 Debitoren. Diese halle der 
RH zuvor nach der Höhe der Umsätze und der offenen Posten sowie 
mit dem Ziel ausgewähh. eine möglichst breite Streuung über alle Bun­
desministerien und Obersten Organe zu erreichen. Der Rücklauflag bei 
71 Cl\) (71 Kreditoren) bzw. 58 Cl\) (29 Debitoren) .6 Es konnten 18 Kre­

ditoren- und sechs DebitorensaIden abge timmt werden .7 Das ent­
sp rach einem Anteil von 25 Cl\) bzw. 21 Cl\) der rückge meldeten Salden. 

(3) Aufgrund der mehrfachen Anlage von Kreditoren und Debitoren 
und der mangelnden Verknüpfung zwischen Kreditoren - und Debito­

renkonten von derselben natürlichen bzw.juristischen Person war eine 
Aufrech nung zwischen Forderungen und Verbindlichkeiten nicht mög­
lich. Gemäß § 100 Ab . I BHV 2013 ist eine Aufrechnung innerhalb 

eines De!ailbudgelS jedenfalls vorzunehmen und häne auch. sofern 
offene Forderungen des Bundes außerhalb des betroffenen Detailbud­

gets bekannt sind. innerhalb des Bundes zu erfolgen. 

Lediglich in einem. Vorsystem·. der Abgabenverwaltung. wurde nach­
gefragt. ob der KredilOr Sleuerschulden halle. gegen die der Bund 
gegebenenfalls aufrechnen konnle. (.Eilnachrichtenverfahren" - § 100 

Abs. 3 BHV 2013) . 

5.2 Der RH kritisiene. dass aufgrund der Doppel - bzw. Mehrfacherfas­
sungen von KredilOren und Debitoren ein Gesamtüberblick über die 

einzelnen Debiloren und Kreditoren nichl möglich war. Nur in einem 
Vienel (Kreditoren) bzw. Fünftel (Debilo ren) der Fälle war dem RH eine 

Saldenabstimmung möglich. Der RH bemängelte weilers. dass eine 
generelle Aufrechnung zwischen Kreditoren- und Debilorentransak­

lionen des Bundes mit dem derzeitigen Syslem der Kreditoren- und 
DebilOrenverwahung nicht möglich war. Er wiederhohe daher seine 
Empfehlungen an das BMF aus seinem Bericht .Internes Kontroll ys­
tem in der Haushaltsverrechnung des Bundes" (Reihe Bund 201 2/ 10). 

anslelle der Führung eparaler Personenkonlen auf das System des 
Geschäftspanners umzuslellen. wobei der Geschäftspanner eindeutige 
Identiflkalionsmerkmale aufweisen solhe. wodurch auch die in § 100 

Abs. I BHV 2013 vorge ehe ne Aufrechnung ermöglicht würde. Bei der 

r. FOr das Jahr 2013 lag der Rucklauf noch bt-i '> 1 qo (Kredltort'n) bzw. 44 ~ (OcbiIOrt'n) 

- siehe BRA 2013 Tutteil : Band 2. TL 8. 

I Im Jahr 201] war nur in einem Fall eine AbstImmung dC'S Saldos möglich - siche 
BRA 201) Texl1r-li: Band 2. TZ 8. 

BRA 2014 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 14 Hauptdok.Band 3 Textteil T1 (gescanntes Original)80 von 98

www.parlament.gv.at



R 
H 
Vermögensrechnung - Aktiva Ordnungsmäßigkeits- und 8elegprüfung der 

Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

Erfassung von 
Forderungen 

BRA 2014 

Überleitung der bestehenden Personenstammdaten auf die Ge chäfts­
panner wäre darauf zu achten. dass alle bisher verwendeten Kredi­

toren- und Debitorenkonten einer Person nur einem Geschäftspanner 
zugewiesen werden. 

5.3 Das BMF wies in seiner Stellung,rahme darauf hin, dass die Imple­
mentierung de Gescl'äjlspannerntodells im Haushaltsverrechnungs­
,onfeld unter Berücksichtigung der Anbindung beziehungsweise Syn­
clrronisation mit dem releva nten äffentliehen Register h, Umsetzung 
sei und die Produktivsetzung 2016 stattfinde. 

6.1 (I) Gemäß § 90 Abs. 3 BHG 2013 waren Gebarungsfalle. die finan­

zielle Ansprüche des Bundes auf den Empfang von Geldleistungen 
unminelbar begründeten. als Forderungen zu verrechnen. Die Forde­
rung war gemäß § 91 Abs. 3 BHG 2013 zu jenem Zeitpunkt zu verrech­

nen . an dem der Bund einen venraglichen oder gesetzlichen Anspruch 
erlangte. Erbrachte der Bund Lieferungen oder Leistungen und legte 

eine Rechnung dem Leistungsempfanger vor. wurde damit die Forde­
rung begründet und war gemäß § 91 Ab . 3 BHG zu erfassen. 

Bei drei Bundesministerien8 erbrachte der Bund eine Leistung und 
stellte eine entsprechende Debitorenrechnung aus. Zu diesem Zeit ­
punkt wurde die Forderung begründet und wäre in der Verrnögens­

rechnung als solche auszuweisen gewesen. Tatsächlich wurde die For­
derung erst bei Eingang der Zahlung erfasst. 

(2) Waren Körperschaften öffentlichen Rechts oder angemeldete 

Betriebe gewerblicher An zum Vorsteuerabzug berechtigt und wiesen 
zum Jahre ende ein Guthaben am Steuerkonto aus. so waren diese 
Guthaben ebenso als Forderung in der Verrnögensrechnung zu erfas­

sen. Ein von einem Bundesministerium angemeldeter Betrieb gewerb­
licher An9 halle ein Guthaben des Steuerkontos nicht als Forderung 
ausgewiesen. 

Theoretisch (z.B. bei Nichtfunktionieren des IKS) könnten somit ein­
zelne Bedienstete von Körperschaften öffentlichen Rechts oder von 
angemeldeten Betrieben gewerblicher An mit Zugang zum Finanz­

Online-Konto etwaige Guthaben auf den Steuerkonten jederzeit zur 
Auszahlung bringen. Eine Änderung der Bankdaten im Finanz- Online. 
um Auszahlungen auf andere Bank.konten zu übenragen. könnte the­
oretisch unbemerkt erfolgen. Waren etwaige Steuerguthaben nicht als 

• SMSF. SMG. SMI 

, Proj(kt .Airpowr-r- In dtr UG 14 BMLVS 
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Forderung erfasst, war eine Abstimmung zwischen Forderung und Zah­

lungseingang nicht möglich. 

6.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass drei Bundesministerien trotz begrün­

detem Anspruch keine entsprechende Forderung in ihren Abschluss­

rechnungen erfas ten. Durch die Nicht- Erfassung von Forderungen 
zum Entstehungszeitpunkt war die Darstellung der Vermögensrech­

nung in den überprüften Fällen nicht vollständig. 

(2) Der RH kritisiene, dass bei einem von einem Bundesministerium 
angemeldeten Betrieb gewerblicher Art das Guthaben eines Steuer­

kontos nicht als Forderung ausgewiesen war. Insbe ondere stellte er 
kritisch fest, dass dadurch theoretisch unbemerkt Auszahlungen auf 

andere Bankkonten erfolgen konnten, weil bei Nichlerfassung eine 
Abstimmung zwischen Forderungen und Zahlungseingängen nicht 

möglich war. 

Der RH empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, die 

Forderungen in der Vermögensrechnung zeitlich korrekt und vollstän­
dig zu erfassen und im Sinne eines ordnungsgemäßen Internen Kon­
rrollsystems etwaige Änderungen von relevanten Daten im Finanz­
Dnline- System einem Vier-Augen- Prinzip zu unterziehen. 

Vermögensrechnung - Passiva 

Nettovermögen 

80 

7.1 (I) Das Nettovermögen gleicht die Differenz zwischen dem Vermögen 
(Aktiva) und den Fremdmitteln (Passiva) in der Vermögensrechnung 
aus. 1m BRA stellte sich das Nettovermögen in der Vermögensrech­

nung 2014 wie folgt dar: 

BRA 2014 
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Tabelle 1: Nettovermögen in der Vermögensrechnung 2014 

Vermögensrlchnung Position/ Konto Stand Stand Verinderung 31.12.2013 31.12.2014 

in Mio. EUR 

C Nettovermögen (Ausgteichsposten) - 140.590.61 - 148.326.79 - 7.736.18 

C.I Neubewertungsrücktagen 953.82 2.281.52 + 1.327.10 (Umbewertungskonto) 

c.l! FremdwährungsumrechnungsrUcktagen - 2.22 -U3 + 0.89 

C.11I son.tige Rücklagen 0.00 0.00 + 0.00 

C.IV jährliches Nettoergebni. - 7.233.19 - 9.055.J3 - 1.822.14 

C.V Saldo aus der jährlichen - 134.326.22 - 141.546.70 - 7.220.48 Eröffnung.bit,n, 

davon 
9074.007 verrechnunf:konto Umbuchung 0.29 - 0.00 - 0.29 

(geldunwir am) 

9076.007 Ver,"chnungsknt. f Appl. HV - /39.24 - /39.24 

9076.990 Verrechnung,knt. f Appl. Besoldung - 440.09 - 447,17 - 7.08 (AppI.8ES) 

9350.000 Kapitatausgleichskonto 0.00 - 7.212.41 - 7.212.41 

9357 .••• Verrechnungs-Kapitalausgleichskonto - 0,20 /39.87 - 140,07 

9358.999 
Kapitatminderung durch unentgeltliche 
Abgoben - 0,01 - 0,03 -0.02 

9700.000 frö/fnungsbilDnzkonto - 133.886,21 - 133.887, 71 -1,49 

C.VI Bundes finanzieru ng 22.96 - 4,96 - 27.92 

davon 
9039.990 Verrechnungskonto 8esoldung 0,00 - 0,00 - 0,00 

9040.000 Verrechnung,konto für ÖPSK- - 6,36 1,31 + 7,67 Subkontengebarung 

9050.000 Verrechnung,konto fu, OeN8-
3.289.15 - 30.24 - 3.319.39 SubkonlengebofIJng 

9070.000 Verrechnungskonto f Umbuchungen 
(geldwirk,am) - 4,21 - 7.62 - 3,41 

91- -.••• Konten jiJr die Abstimmung d. 7,24 32,34 + 25,11 92·" .••• kassenmäßigen Richtigkeit 

9356.'" Zurechnungs-Kopitalou,gleich,konto - 3.262.85 - 0,75 + 3.262,10 

C.VII sonstiges Nettovermögen - 5,76 0.01 + 5,77 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

BRA 2014 

Per 31. Dezember 2013 buchte das BMF das jährliche Nenoergebnis 
(C.IV), die Salden vcr.;chiedener Bankkonten und Kapitalausgleichs­
konten unter den Positionen C.V .. Saldo aus der jährlichen Eröff-
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nungsbilanz· und C. VI .Bundesfmanzierung· gegen das Kapitalaus· 
gleichskonto (9350.000) aus (blau unterlegte Beträge). Diese Buchungen 
erfolgten erstmalig, nachdem die erste Eröffnungsbilanz 2013 erstellt 
wurde. Unterjährig erfolgten weitere Buchungen auf diesem Konto, 
sodass der Saldo des Kapitalausgleichskontos per 31. Dezember 2014 
rd. 7,212 Mrd. EUR betrug. Der Saldo auf diesem Konto war weitge­
hend ftir die Veränderung der Position C.V .Saldo aus der jährlichen 
Eröffnungsbilanz· verantwortlich. 

Von den Bankkonten und Kapitalausgleichskonten in den Positi­
onen C.V und C.VI wiesen 15 Konten bundesweit unzulässiger­
weise einen Saldo ungleich null aus. In Summe betrug deren Saldo 
60,69 Mio. EUR. Für die Überwachung dieser Konten war die Buch­
hahungsagentur zuständig. Bis Ende Juni 20 15 konnte die Buchhal­
tungsagentur die Gründe ftir die unzulässigen Salden nicht abklären 
und die Salden nicht bereinigen. 

(2) Das Neuovermögen gliedert sich gemäß § 59 Abs. 6 BHV 2013 in: 

C.I Neubewertungsrücklagen 

ie wurden ergebnisneutral einzeln gebildet rur die Erhöhung des WertS 
einer Beteiligung oder die Veränderung des Werts einer zur Veräuße­
rung verftigbaren FinanzanlageID; 

C.II Fremdwährungsumrechnungsrücklagen 

sie wurden ergebnisneulral gebildet bei der Veränderung eines in 
fremder Währung gehahenen Vermögenswerts oder einer begebenen 
Finanzschuld 11; 

C.1I1 Sonstige Rücklagen 12 

das sind fmanzierungswirksam verrechnete Rücklagen; 

C.IV kumuliertes Nenoergebnis aus der Ergebnisrechnung 

dieses ergibt sich als die Summe der in der Ergebnisrechnung ermit­
tehen Neuoergebnisse der Abschlüsse aller Detailbudgets (auch jähr­
liches Neuoergebnis); 

'0 vgl. § 58 Ab,. 7 BHV 201 J 

" vgl. § 91 BHG 2013 

12 nicht In § S9 Abs. 6 BIN 201 J 

BRA 2014 
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C.V Saldo der EröfTnungsbilanz 

dieser ergibt sich aus der Schlussbilanz des abgelaufenen Finanzjahres; 

C.VI Bundesfmanzierung 

diese ergibt sich au dem Ausgleich zwischen dem BankhauptkonLO 
des Bundes und den Subkonten der DetailbudgetsU Unter die Bun­

desfmanzierung fallen auch sämtliche buchmäßigen Überrechnungen, 
die in der Finanzierungsrechnung dargestellt werden, ohne einen tat­

sächlichen Geldfluss auszulösen 14; 

C.VII Sonstiges Nettovermögen t5 

(3) Die Veränderungen im Nettoverrnögen gegenüber dem Vorjahr erge­
ben sich gemäß § 62 BHV 2013 ausgehend vom Nettovermögen zum 

31. Dezember des vorangegangenen Finanzj ahres wie folgt: 

- Veränderungen der Neubewertungsrücklage aufgrund von: 

Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts aus der Folgebewertung 
von zur Veräußerung verfligbaren aktiven Finanzinstrumenten: 

Veränderungen des Anteils des Bundes am geschätzten Nwover­
mögen eines Unternehmens durch die Folgebewertung von Betei­
ligungen; 

Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts aus der Folgebewer­
tung von Kulturgütern; 

- Änderungen in den AnsalZ- und Bewertungsmethoden ; 

- DifTerenzen aus der Fremdwährungsumrechnung von in fremder 

Währung gehaltenen Vermögenswerten und Fremdmitteln mit dem 
Referenzkurs der EZB zum 31. Dezember des Finanzj ahres; 

- Nenoergebnis des Finanzjahres; 

- Bundesfmanzierung. 

1l vgl. § 102 Abs. 3 BHV 2013 

.. vgl. § &1 Ab •. & BHV 2013 

I~ meht in § 59 Abs. 6 BHV 201) 

83 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 14 Hauptdok.Band 3 Textteil T1 (gescanntes Original) 85 von 98

www.parlament.gv.at



R 
H 

Vermögensrechnung - Passiva 

Abzinsung langfristiger 

Rückstellungen 
(Barwertberechnung) 

84 

7.2 Der RH kritisiene, dass die Salden von 15 Bankkonten und Kapital ­
ausgleichskonten bundesweit nicht ausgeglichen und somit fehler­

haft waren. Außerdem bemängelte er. dass die Buchhaltungsagentur 
die Differenzen aus der Abstimmung der Bankkonten und der Kapital­

au gleich konten nicht aufgekJän hatte, obwohl sie dazu verpnichtet 
gewesen wäre (siehe auch TZ 6), 64). Der RH empfahl daher der Buch­
haltungsagentur, die Abstimmung und Bereinigung falscher Salden 
- unter Nutzung der vom Haushaltsverrechnungssystem bzw. Haus­

haltsinformationssystem (HIS) bereitgestellten Berichte - zeitgerecht 
vorzunehmen. um die Richtigkeit der Abschlussrechnungen zu gewähr­

leisten. 

7.3 Die BuclJlralrungsagenlUr rei/re in ihrer Srdlungnahme mir, dass zu 
ilrrer UnrersrürzUlrg bri der Absrimmung der Bank- und Kapiral­
ausgleiclrskomen der Bereich Haushalrsverreclrnung-Sreuenmg rir 
Anfang 2015 rinen Gesamrberichr ersrelle und die fesrgesrellren Feh ­
ler auch im Hinblick auf eine Prozessoprimierung analysiere. Damir 
späresrens am Jahresende rin Ausgleich der Bank- und Kapiralaus­
gleichskomen gewährleisrer sei , sei zu ärzliclr eine Clreckli re für das 
Jalrresende ersrellr worden, in der ebenfalls auf die Oberprojung und 
Saldenabsrirnrnung dieser Konren hingewiesen werde. 

8.1 (I) Die als langfri tig ausgewiesenen Rückstellungen mussten gemäß 
§ 92 Abs. 10 BHG 201J zu ihrem Barwen verrechnet werden, d.h. sie 

waren bei der Erfassung abzuzinsen und jährlich um den Zinseffekt 
zu erhöhen. Je näher der Zeitpunkt der Erfüllung rückte (z.B. Aus­
zahlung des Jubiläumsgeldes), desto mehr erhöhte sich der Barwen 
der Rückstellung um den Zinseffekl. Die separate Darstellung dieses 

Effekts zu den einzelnen Rückstellungsanen gemäß § 21 Z 5 RLV 201J 
diente der Transparenz, um die Ursache der Veränderung der Rückstel­
lung von den Ursachen Dotierung (Neubildung und Erhöhung), Ver­
wendung und Aunösung abzugrenzen. Außerdem würde eine Nicht­
erfassung die Ergebnisrechnung verfalschen, nachdem der Zinseffekt 

als Zinsaufwand zu verbuchen wäre und sich damit auf das Finanz­
ergebnis auswirken und nicht als Dotierung in das Ergebnis aus der 
operativen Verwaltungstätigkeit einnießen würde. Schließlich würden 

bei einem vollständigen Ansatz der Rückstellung, d.h. zum Wen der 
Erfüllung statt zum Barwen, die Fremdmittel in der Vermögensrech ­

nung zu hoch ausgewiesen werden. 

Die Verbuchung des Zinseffekt erfolgte nicht als Zinsaufwand. son­
dern mittels Dotierung. Dabei musste ein eigenes Kennzeichen gesetzt 
(bzw. _Bewegungsan- erfasst) werden, damit ersichtlich wurde, dass es 
sich um Zinsen handelte. Eine technische Untersrützung zur automa-
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tisierten Ermittlung des Zinsaufwands seitens des BMF war nicht vor­

gesehen. Das BMF legte deshalb im Einvernehmen mit dem RH in dem 
Rundschreiben zu den Jahresabschlussarbeiten aus verwaltungsöko­

nomischen Gründen fest, dass die Abzinsung nur für Rückstellungen 
mit einer Laufzeit von mehr als flinf Jahren erfolgen müsste. Bei der 
Überprüfung der Rückstellungen flir Abfmigungen und Jubiläums­
zuwendungen zeigte sich, dass die Berechnungsformel, die das BMF 

zur zentralen Erminlung der Rückstellungsbeträge nach dem Anwart­
schaftsbarwertverfahren 16 angewendet halle, zwar einen Zin effekt 

berücksichtigte, dieser allerdings nicht als Zinsaufwand, sondern als 
Dotierung ausgewiesen wurde und dieser sich somit auf das Ergebnis 

der operativen Verwaltungstätigkei t stan das Finanzergebnis auswirkte. 

(2) Bei den Rückstellungen Für Haftungen in der UG 45 Bundesver­
mögen war der Zinseffekt ebenfalls bereits in der Berechnung berück­

sichtigt und wurde daher nicht explizit ausgewiesen. Laut Angaben 
des BMF berechnete es den Rückstellungsbetrag jährlich aufgrund der 

aktuellen Risiken neu, wodurch sich eine Erhöhung oder Verminde­
rung ergebe. In der Veränderung wäre jeweils ein nicht näher bezif­
ferbarer Zinseffekt enthalten. 

(3) Bei den übrigen langfristigen Rückstellungen, al 0 den Rückstel ­

lungen flir Hartungen in der UG 46 "Finanzmarktstabilität" , flir die 
Sanierungen von Altlasten und die sonstigen langfristigen Rückstel ­
lungen, war keine Abzinsung erfolgt, zumal die daflir vorgesehene 

"Bewegung art" bei der Verbuchung nicht verwendet wurde. In die­
sen Fällen waren die Fremdmiuel zu hoch ausgewiesen. 

8.2 Der RH kritisierte, dass die langfristigen Rückstellungen teilweise nicht 
abgezinst wurden, obwohl dies in den hausha ltsrechtlichen Vorschrif­

ten vorgesehen war, wodurch d ie Fremdmillel in der Vermögensrech ­
nung als zu hoch ausgewiesen waren. Dies beeinträchtigte auch die 
Transparenz der Abschlussrechnungen, weil die zinsbedingte Steige­

rung der Rückstellungsstände nicht dargestellt war. Ferner kritisierte 
der RH, dass die vorgenommene Abzinsung der langfristigen Personal ­

rückstellungen und der Haftungsrückstellungen in der UG 45 Bundes­
vermögen nicht gesondert ausgewiesen war und dadurch das Finanz­
ergebnis owie das Ergebni aus der operativen Verwalrungstätigkeit 
verfalscht wurden . 

16 Das Anwaruchafisbarwenvcrfahren ist ein vt"rsicherungsmathcmati5chts BC'wertungs­
verfahrtn insbtsondtrt rur Verpflichtungen aus btlritblicher All('rsversorgung. das 
in internationalen R«hnungslr:gungsslandards vorg('5('hritlxn ist . Für dlc Rückstel ­
lungsbIldung Wird die HOht der Anwartschafl bntimmt und dil"S('r 8t'trag dann ubt'r 
die verblcllxndc Laufuit biS zur Auszahlung fmanzmathtmat isch veneilt. 
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Der RH empfahl dem BMF zur Steigerung der Transparenz des Rückstel ­
lungsausweises, die Abzinsung bei den Personalrückstellungen geson­

den auszuweisen, um den Zinseffekt nachvollziehbar zu machen . Fer­
ner empfahl der RH allen Bundesministerien und Obersten Organen, die 

langfristigen Rückstellungen einer Abzinsung zu unterwerfen . Darü­
ber hinaus empfahl er dem BMF, die Berechnung und Verbuchung des 
Zinseffekts aUlOmatisien anzubieten, um eine einheitliche und kor­

rekte Abzinsung der Rückstellungen zu gewährleisten. 

9.1 Gemäß § 32 Abs. 4 Z 1 BHG 2013 sind für Jubiläumszuwendungen 
und Abfenigungen Rückstellungen zu bilden. Die Höhe der Rück­
stellungen für das dem jeweiligen Detailbudget zugeordnete Perso­

nal ist vom jeweils zuständigen haushaltsleitcnden Organ auf Basis 
von Hochrechnungswenen zu ermitteln. Wie bereits im BRA 2013' 1 

beschrieben, war weder den haushalt leitenden Organen noch dem RH 
ein direkter Zugriff auf die BMF- Berechnungsgrundlagen der Perso­
nalrückstellungen möglich, weil die Berechnungsergebnisse nicht auf 

Einzelpersonenebcne vorlagen. Die Berechnung erfolgte pauschal pro 
Ko ten teile und die Ergebnisse wurden kumulien an die Haushalts­
verrechnung übergeben. Eine systematische Überprüfung auf EinzeI ­
personenebene war somit nicht möglich. 

9.2 Der RH stellte wiederholt 18 kritisch fest, dass keine vollständige Über­
prüfung der Grunddaten für die Personalrückstellungen möglich war. 

Er empfahl dem BMF, die Personalrückstellungen auf EinzeIpersonen­
ebene zu berechnen und die Ergebnisse für jeden Bediensteten epa ­
rat an die Haushaltsverrechnung zu übergeben. Dadurch wäre auch 
gewährleistet, dass die erminelten Rückstellungsbeträge korrekt aus­

gewiesen werden (siehe TZ 10). 

9.3 Das BMF reilre in seiner SrellulIgnahme mir, aufgrulld des u,werl,ö/r­
lIismäßig hohell Aufwands der Verbuchullg je Per on die derzeirige 
Vorgollgsweise beizubeha/rerr. 

9.4 Ocr RH entgegnete dem BMF, dass eine nachvollziehbare Bemessungs­
grundlage für die Personalrückstellungen auf Ebene der Einzelpersonen 
unverzichtbar ist. Bezüglich des vom BMF argumentienen unverhältnis­

mäßig hohen Aufwands zur Berechnung der Personal rückstellungen auf 
Einzelpersonenebene stellte der RH klar, dass auch bislang zur Berech­
nung der Rückstellungshöhen auf den gesamten Personaldatenbestand 

zugegriffen werden mu te. Der Aufwand beschränkt sich somit auf 

17 TC'Xtll:'il : Band 2. 17 17 

.1 sitht' schon BRA 201 3, TC'Xttti1 : Band 2. TZ 17 
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die einmaligen Kosten zur technischen Umsetzung. Der RH wieder­
holte seine Empfehlung, Personalrückstellungen auf EinzeIpersonene­

bene zu berechnen und die Ergebnisse fUr jeden Bediensteten separat 
an die Haushaltsverrechnung zu übergeben, um den korrekten Ausweis 
der Personalrückstellungen in der Verrnögensrechnung sicherzustellen. 

10.1 Das BMF berechnete die Personalrückstellungen auf Kosten tellen­
ebene und verbuchte die Ergebnisse jeder KostensteIle separat. Kam 

es bei einer KostensteIle zu einer Erhöhung der Rückstellung fUr das 
Jahr 2014, wurde eine entsprechende Dotierung erfasst. Eine Verrin ­

gerung der Rückstellung im Vergleich zum Vorjahr verbuchte das BMF 
als Enrag aus der AuOösung von Rückstellungen. Aufgrund dieser 

Buchungslogik kam es insbesondere bei UmorganisaLionen. wie bei ­
spielsweise Veränderungen der Zuordnung von Personen zwischen 
KostensteIlen, innerhalb von Detailbudgets, Globalbudgets und Unter­

gliederungen sowohl zu Rückstellungserhöhungen (Aufwendungen) als 
auch zu Rückstellungsverringerungen (Erträgen). Im Zuge der § 9- Prü­
fung fUhrte das BMF im Juni 2015 bei allen betroffenen Untergliede­

rungen eine Mängelbehebung gemäß § 9 RHG LY.m. § 36 RlV durch. 
Das BMF buchte die Bilanzverlängerung von Personalrückstellungen 

aus, sodass lediglich der Überhang an Aufwendungen aus der Dotie­
rung von Personalrückstellungen bzw. der Überhang an Enrägen aus 
der AuOösung von Personalrückstellungen in der Ergebnisrechnung 

ausgewiesen wurde. Dabei wurden sowohl die Aufwendungen als auch 
die Erträge der Ergebnisrechnung um 92,97 Mio. EUR verringert. 

Das BMF eliminierte durch die Mängelbehebung zwar die Bilanzver­
längerung in der Ergebnisrechnung, die Tabellen zum Anhang der kon­

solidierten Abschlussrechnungen wiesen jedoch die ursprünglichen 
Werte (nicht saldierte ZufUhrungen bzw. AuOösungen zu Personal­
rückstellungen) aus. 

10.2 Der RH kritisierte, dass es aufgrund der Berechnung der Personalrück­
stellungen auf Ebene der einzelnen Kosten teilen zu einer Bilanzver­
längerung kam, wodurch fUr DetailbudgelS, GlobalbudgelS und Unter­
gliederungen ungerechtfertigte Aufwendungen bzw. Erträge erfasst 
wurden. Der RH empfahl dem BMF, eine Verbuchung der Personal ­

rückstellungen kostensteIlenübergreifend auf Detailbudgetebene vor­
zunehmen, um der Bilanzverlängerung aufgrund von Umorganisati ­
onen vorzubeugen. 

Mittelfristig empfahl der RH dem BMF, die Berechnung der Personal ­
rückstellungen anstelle aufKostenstellen- bzw. Detailbudgetebene auf 
Ebene von Einzelpersonen durchzufUhren . Damit könnten die entspre-
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chenden Personen auf Ebene der Detailbudgets. Globalbudgets bzw. 

Untergliederungen zusammengefasst und die Rückstellungsverände­
rung am Jahresende korrekt verbucht werden. Ebenso würden durch 
diese Buchungslogik die Werte der Tabellen zum Anhang der konso­
lidierten Abschlussrechnungen korrekt dargestellt werden . 

10.3 Laut Stellullgllahme des BMF seieIl elltsprechellde UmbuchungeIl ill 

der Haushaltsverrechllung erfolgr, so dass lIunmehr keille Bilallzver­
lällgerullg gegebell sei. 

11.1 Am Beginn jedes Finanzjahres berechnete das BMF die voraussicht­

liche Höhe der Jubiläumsgeldriickstellung zum Jahresende und ruhrte sie 
auf oMonatsscheiben° verteilt dem Rückstellungskonlo zu. Dies diente 
zur Erfassung der Kosten in der Kosten- und Leistungsrcchnung gemäß 

§ 108 Abs. 2 BHG 2013. Per 31. Dezember 2014 erfolgte eine neuerliche 
Berechnung der Jubiläumsgeldriickstellung; den dadurch entstandenen 
Unterschiedsbetrag buchte das BMF in den Abschlussrechnungen aus. 

War der dotierte Betrag zu hoch. erfolgle die Ausbuchung als Ertrag aus 
der Auflösung von Rückstellungen. War der Betrag jedoch zu niedrig, 

buchte das BMF einen zusätzlichen Dotierungsaufwand. 

11.2 Der RH kritisierte die monatliche Dotierung der Jubiläumsgeldriick­
stellung. Diese war rur die Erstellung der Abschlussrechnungen nicht 
notwend ig, weil zum Jahresende ohnehin eine erneute Berechnung 

sowie eine Korrektur auf den tatsächlichen Wert durchgeruhrt wurde. 
Er empfahl dem BMF die Verbuchung auf Einzelpersonenebene, damit 
am Jahresende keine Anpassung mehr erforderlich wird. 

11.3 Das BMF wies ill seiller Stdlungllahme darauf I,in, die Allregullg des 
RH geprüfl zu 11GbeIl. Jedoch sei die mOllorlicl,e Dotierullg für die 
Kostellreclmullg erforderlicll. 

11.4 Der RH entgegnete dem BMF, dass rur eine korrekte buchhalterische Dar­

stellung eine korrekte Verbuchung auf Einzelpersonenebene erforderlich 
ist und nicht durch die monatliche Dotierung ersetzt werden kann. 

12.1 (I) Nach § 91 Abs. 6 Z 2 BHG 2013 waren Rückstellungen zu bil ­
den, wenn Verpflichtungen Gegenstand eines Rechtsstreits waren. Ein 

Schwellenwert, bis zu dem eine Rückstellungsbildung unterbleiben 
konnte. war nicht festgelegt. 19 Untergliederungen hatten keine Rück­
stellungen für Prozesskosten gebildet l9 : UG 01 Präsidentschaflskanz-

19 vgl. Zahlrnteil Tabelle 111.9.3 
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lei, UG 02 Bundesgesetzgebung, UG 03 Verfassung gerichtshof, UG 05 
Volksanwaltschaft, UG 12 Äußere, UG 13 Justiz, UG 16 Öffentliche 
Abgaben, UG 20 Arbeit, UG 22 Pensionsversicherung, UG 2J Pensi ­
onen - Beamtinnen und Beamte, UG 25 Familien und Jugend, UG 30 
Bildung und Frauen, UG 31 Wissenschaft und Forschung, UG 32 Kunst 
und Kultur, UG 33 Wirtschaft (Forschung), UG 34 Verkehr, Innova­
tion und Technologie (Forschung), UG 44 Finanzausgleich, UG 51 Kas­
senverwaltung, UG 58 Finanzierungen, Währungstauschvenräge. Bei 
jenen Untergliederungen, die Rückstellungen gebildet hatten, lag deren 
Höhe zwischen 10.540,96 EUR (UG 04 VerwaltungsgerichtshoO und 
340 Mio. EUR (UG 15 Finanzverwaltung). 

(2) Der RH holte im Rahmen der Gebarungsüberprüfung Daten über 
die anhängigen Verfahren von der Finanzprokuratur, die den Bund vor 
Gericht anwalt1ich vertritt. ein. Die übermittelten Daten waren nach 
Bundesministerien gegliedert und wiesen unter anderem den Streit ­
wert der jeweiligen Verfahren sowie die aktuellen Kosten aus, ferner 
auch eine Einschätzung des Prozessausgangs (positiv, neutral, nega­
tiv). Die Auflistung der Finanzprokuratur über die zu bildenden Rück­
stellungen je Untergliederung war nicht zwingend vollständig, da bei­
spielswei e Streitwerte aus Disziplinarverfahren nicht enthalten waren. 
Es war somit möglich, dass die gebildete Rückstellung rur Prozesskos­
len einer Untergliederung den Betrag laut Finanzprokuratur überstieg. 
Der RH vollzog auf Grundlage der Auswertung der Daten der Finanz­
prokuratur stichprobenweise die gebildeten Rückstellungsbeträge nach. 

Tabelle 2: Rückstellungen für Prozesskosten - Stichprobe 

Rückstellung für offene 
Ressort Untergliederung Prozesskosten lt. Differenz Prousskosten Finanzprokuratur 

in EUR 

BMF insgesamt 574.832.548,99 3.025.339.564,71 + 2.450.507.015,72 

15 Finanzverwaltung 340.000.000,00 

45 Bundesvermögen 9.005.838,49 

46 Finanzmarktstabilität 225.826.710,50 

BMI 11 Inneres 90.000,00 4.142.811,33 + 4.052.811,33 

8MJ 13 Justiz 0,00 15.700.099,52 + 15.700.099,52 

8M8F 30 Bildung und Frauen 0,00 6.803.103.06 + 6.803.103,06 

BMVIT 41 Verkehr, Innovation und 33.433.000,00 250.034.367,46 + 216.601.367,46 Technologie 

QueUen: HIS; Finanzprokuratur des Bundes; Berechnung RH 
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Das BMF (UG 15,45,46), das BMI (UG 11) sowie das BMVIT (UG 41) 
wiesen zum Teil erheblich geringere Rückstellungen ftir Prozesskosten 

aus als die ofTenen Prozesskosten laut Finanzprokuratur. 2o 

Das BMJ (UG 13) und das BMBF (UG 30) wiesen keine Rückstellung 
ftir Prozesskosten aus, die Finanzprokuratur bezifTene die ofTenen 
Prozesskosten jedoch mit 15,70 Mio. EUR bzw. 6,80 Mio. EUR. Damit 

wäre eine Rückstellung zu bilden gewesen. 

12.2 Da in 19 von insgesamt 33 Untergliederungen keine Rückstellungen 

ftir Prozesskosten gebildet worden waren, obwohl die Stichprobenüber­
prüfung ergab, dass zumindest in zwei überprüften Untergliederungen 
(UG 13 und 30) eine derartige Rückstellung zu bilden gewesen wäre, kri­
tisierte der RH die unvollständige Bildung von ProzesskoSlenrückstel­
lungen in diesen Untergliederungen. Er empfahl allen Bundesministerien 

und Obersten Organen, Informationen über die ofTenen Rechtsstreitig­
keiten bei der Finanzprokuratur einzuholen und die Rückstellungen in 

der haushaltsrechtlich erforderlichen Höhe zu bilden. 

Der RH kritisierte auch, dass die Höhe der in den Stichproben nach­
geprüften Prozesskostenrückstellungen zumindest in ftinf Unterglie­
derungen (UG 11,15,41,45 und 46) nicht angemessen war. Die Höhe 

der durch den RH überprüften Prozesskostenrückstellungen lag deut­
lich unter dem durch die Finanzprokurarur als zu erwartenden Auf­
wand ausgewiesenen Betrag. Der RH empfahl allen Bundesministerien 
und Obersten Organen, die Höhe der ausgewiesenen Prozessko ten ­

rückstellungen zu analysieren und deren Höhe gegebenenfalls auf die 
konkret zu erwartenden Kosten anzupassen. Jedenfalls wäre sicher­
zustellen, dass die Höhe der Rückstellungen auf Grundlage der Daten 

der Finanzprokuratur nachvollziehbar ist. 

12.3 (I) Das BMASK hielt ill seiner Stellungnahme fest, dass es regelmä­
ßige Gespräche mit der Finallzprokuratur wegen einer übersichtlicheren 
Darstellung der offeneIl Gerichtsverfahren gegeben habe. Das BMASK 
habe eine Rückslellung eingebucht, die sich an den Größenordnungen 
des Vorjahres orientierte, zumal keine wesentlichen Änderungen in den 
Prozessrisikell des Jahres 2014 eingetreten seien. 

(2) Laut Stellungnahme des BMF sei eine Anfrage an die Finatlzpro­
kuratur ergangen; die FitlOnzprokuratur habe keine 1'!JOn/lOlio'le'l zur 
Verfügung gestellt. 

10 R«hlsslftltlgkcltcn. rur die eine: höhC'rt' Wahrschcinlichkt'1t dt'S l1~rwicgcnden Pro 

zt'Ssvrrtustt'S ~tcht bzw. dC'rtn Ausgang drrzC'it nicht t'lßgcschälzl wcrdC'n tann 
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(3) Das BMF teilte in seiner Stellungnahme mit. die fmale Emsellei­
dung zur Aufnahme einer Rückstellung in die Bilanz würde dem haus­
haltsleitenden Organ obliegen. Rückstellungen für Prozesskosten im 
entsprechenden Ausmaß im Bundesreellnungsabschluss 2014 würden 
naell Einschätzung des jeweiligen haushaltsleitenden Organs dotien. 

(4) Wie das BMVIT in seiner Stellungnahme mitgeteilt l/aue.führe die 
Finanzproku ra tu r die Dekontam i nierungskosten radioaktiven Materials 
am Slandon der AlT-Tochter "Nuclear Engineering SeibersdorfGmbH" 
in Höhe von 231.66 Mio. EUR als Prozesskosten . Diese seien aber in 
der UG 34 Verkehr. "//Iovation und Technologie (For chung) umer der 
Position" onslige langfristige Verbhldlichkeiten" als sonstige langfri -
tige Rückstellung mit einem Barwen in Höhe vo n 176.56 Mio. EUR 
erfasst. 

12.4 (J) Der RH betonte gegenüber dem BMASK. dass die Höhe der Pro­

zesskostemückstellungjedenfallsjährlich zu überprüfen und die Höhe 
erforderlichenfalls anzupassen ist. 

(2) Der RH teilte die Ansicht des BMF. dass die Dotierung von Rück­
stellungen dem Grunde und der Höhe nach im Aufgabenbereich der 
haushaltsleitenden Organe lag, betonte aber, da s die Berechnungs­

grundlage rur die Höhe der Rückstellung nachvollziehbar sein muss. 
Aus Sicht des RH stellt die Einschätzung der Finanzprokuratur bezüg­

lich der Prozesskostenrückstcllung die wesentliche Beuneilungsgrund­
lage dar, weshalb im Zuge der Prüfung der Abschlussrechnungen durch 
den RH auch die Daten der Finanzprokuratur eingeholt und der Beur­

teilung zugrunde gelegt wurden. 

(J) Der RH nahm die Stellungnahme des BMVIT zur Kenntnis. betonte 
aber, dass sich die im Prüfungsergebnis festge teilte Rückstellungshöhe 
aus dem, dem RH von der Finanzprokuratur übermittelten Zahlenma­

terial ergab. Bezüglich der QualifIzierung der Kosten rur die Dekonta ­
minierungskosten radioaktiven Materials am Standon der AJT - Toch­
ter "Nuclear Engineering Seibersdorf GmbH" stützte sich der RH auf 
die Beuneilung durch die Finanzprokuratur. Vom BMVIT wäre daher 
die unterschiedliche Interpretation der Faktenlage im direkten Kon ­
takt mit der Finanzprokuratur zu klären und die Fakten zu den Rück­

stellungsbildungen dementsprechend für das Jahr 20 15 ofTenzulegcn. 

(4) Allgemein empfahl der RH erneut. die Finanzprokuratur zukünf­
tig rechtzeitig aktiv einzubeziehen, um sicherzustellen, dass die Pro­

zesskostemückstellungen in korrekter Höhe erfasst werden. 
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13.1 (I) Gemäß § 20 BHG 2013 sind Enräge und Aufwendungen in der 
Ergebnisrechnung periodengerecht abzugrenzen. Der Aufwand wird 

als Weneinsatz beschrieben. der vom konkreten Zeitpunkt der Aus­
zahlung unabhängig ist. Ein Enrag ist ein Wenzuwach • unabhängig 
vom konkreten Zeitpunkt der Einzahlung. Den Verrechnungsgrund­

sätzen gemäß BHG 2013 entsprechend sind somit Aufwendungen bzw. 
Enräge jeweils den Finanzjahren zuzuordnen. in denen die Lieferung 

bzw. die Leistung stattfand. § 40 BHG 2013 beschreibt die zeitliche 
Abgrenzung von im vorangegangenen Finanzjahr entstandenen Auf­
wendungen und Enrägen. Das Haushaltsverrechnungssystem bietet 
zwei Möglichkeiten. Aufwendungen der korrekten. dem Lieferungs­

bzw. Leistungszeitraum entsprechenden Periode zuzuordnen. Versen­
dete ein Lieferant seine Rechnung im Finanzjahr 2014. wies auf der 

Rechnungjedoch als Lieferung - bzw. Leislungszeitraum das Finanz­
jahr 2013 aus. mussten die Bundesministerien und Obersten Organe 
diese Aufwendung periodengerecht dem Finanzjahr 2013 zuordnen. 

Hierflir kann 

- einerseits eine abgrenzungsfahige Mittelbindung (d.h. Aufwen­
dungen werden in der Ergebnisrechnung erfasst und als Gegenpo­
sition eine aktive Rechnung abgrenzung gebildet!. 

- andererseits eine Rückstellung flir ausstehende Eingangsrechnungen 
(d.h. Aufwendungen werden in der Ergebnisrechnung erfasst und 
als Gegenposilion eine Rückstellung gebildet) erfasst werden . 

(2) In nahezu jeder Untergliederung traten Fälle auf. bei denen die 
zeitliche Zuordnung zur Ergebnisrechnung nicht korrekt erfolgte. In 
diesen Fällen erfassten die Bundesministerien und Obersten Organe 

Aufwendungen bzw. Enräge in der Ergebnisrechnung erst bei Ein­
langen der Rechnung. unabhängig vom tatsächlichen Lieferungs­
bzw. Leistungszeitpunkt. Versendete ein Lieferant seine Rechnung im 
Finanzjahr 2014. wies auf der Rechnungjedoch als Lieferungs- bzw. 

Leistungszeitraum das Finanzjahr 2013 aus. erfasste das Bundesmi­
nisterium bzw. Oberste Organ diese Aufwendung vielfach nicht peri ­

odengerecht im Finanzjahr 2014. 

13.2 Der RH kritisiene. dass im Finanzjahr 2014 zahlreiche Aufwendungen 
betrefTend das Finanzjahr 20\3 in der Ergebnisrechnung des Finanz­
jahres 2014 erfasst wurden. obwohl diese Lieferungen bzw. Leistun­
gen aus dem Vorjahr betrafen . Er empfahl allen Bunde ministerien und 

Obersten Organen. die Funktion der abgrenzungsfahigen Minelbin­
dung oder die Dotierung einer Rückstellung für ausstehende Eingangs-
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rechnungen zu verwenden. Mit der Erfassung als abgrenzungsrahige 
Mittelbindung bzw. als Rückstellung flir ausstehende Eingangsrech­

nungen im entsprechenden Finanzjahr können Aufwendungen ohne 
Eingang einer Rechnung in der Ergebni rechnung erfasst werden. 

14.1 Gemäß § 89 BHG 2013 LV.m. § 37 BHV 2013 sind alle Ge chäftsralle 
der Zeitfolge nach und in sachlicher Ordnung zu verrechnen und diese 

Verrechnung hat unverzüglich zu erfolgen. 

Viele Bundesministerien und Obersten Organe fühnen die Vorerfas­
sung der Belege verspätet durch. Zwischen Eingangsdatum des Belegs 

und der tatsächlichen Erfassung in der Haushaltsverrechnung vergin­
gen teilweise mehrere Wochen bzw. Monate. 

Die Bundesministerien und Obersten Organe erhielten oftmals Ein­

gangsrechnungen mit Liefer- bzw. Lei LUngszeitraum 201 J um den 
Stichtag J I. Dezember. Durch die verspätete Vorerfassung im Sys­

tem und damit verspätete Übermittlung an die Buchhaltungsagentur 
konnten die Aufwendungen nicht mehr den korrekten Finanzjahren 
zugeordnet werden, wodurch ein verzemes Bild der Ergebnisrech­

nung entstand. 

14.2 Der RH kritisiene, dass entgegen den haushaltsrechtlichen Bestim­
mungen die Verrechnungen nicht unverzüglich vorgenommen wurden. 
Er empfahl allen Bundesministerien und Obersten Organen, daraufhin­

zuwirken, dass die Vorerfassung unverzüglich erfolgt und eine ehest­
mögliche Übermittlung an die Buchhaltungsagentur stattfmdet, damit 

die Abschlussrechnungen ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Enragslage des Bundes darstellen. 

Feststellungen zum System der Verbuchung 

Konsolidierung 

BRA 2014 

15.1 (I) 1m BHG 201 J und der auf dessen Grundlage ergangenen RLV 2013 
war eine Konsolidierung der Abschlussrechnungen auf Bundesebene 
vorge ehen. Das bedeutet, dass Verrechnungen aus Geschäftsrallen 

zwischen den im Rechnungsabschlus des Bunde erfassten Einheiten 
gegeneinander ausgeglichen werden und im konsolidienen Abschluss 
nicht mehr aufscheinen. Die Konsolidierung erfolgte durch das BMF 
im Zuge der Erstellung der Abschlussrechnungen . Eine korrekte Kon­
solidierung erforden, dass die beiden Beteiligten die Geschäftsralle 

korrekt als solche auf Konten verbuchen, die im Kon olidierungslauf 
erfasst werden. 
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(2) Die Konsolidierung durch das BMF erfolgte automationsunterstützt 
durch den Abgleich der als zu konsolidierend ausgewiesenen Konten . 
Am Ende desjeweiligen Konsolidierungslaufs wurde cin Fehlerproto­

koll ausgeworfen, welches die nur einseitig als zu konsolidierend aus­
gewiesenen Geschäftsfalle auflistete. Bei Erstellung der Abschlussrech­
nungen versuchte das BMF, die falsch verbuchten Konsolidierungsfalle 

auf die korrekten Konten umzubuchen, um eine vollständige und rich­
tige Konsolidierung zu gewährleisten. Trotz der durchgeflihnen Umbu­

chungen konnte das BMF wegen der Vielzahl der Fälle und der knap­
pen Zeit im endgültigen BRA Geschäftsfalle der folgenden Bereiche 
nicht korrigieren und somit auch nicht konsolidieren : Schuldenkon­
solidierung in der Vermögensrechnung in Höhe von rd . 121.000 EUR, 

Aufwands- und Enragskon olidierung sowohl in der Ergebnisrechnung 
in Höhe von rd. 312.000 EUR als auch in der Finanzierungsrechnung 

in Höhe von rd. 194.000 EUR. 

Der Umstand, dass es sich bei einem Geschäftsfall um einen Konsolidie­

rungsfall handelte, war i.d.R. zweifelsfrei zu erkennen, jedoch hinter­
fragten weder die haushaltsflihrenden Stellen noch die Buchhaltungs­
agentur die falschen Buchungsanweisungen bzw. stellten diese richtig. 

15.2 Ocr RH hielt fest, dass eine Vielzahl von Geschäftsfallen, die zu kon­
solidieren gewesen wären, falsch verbucht wurden. Er kritisiene die 
mangelhafte Verbuchung der Konsolidierungsfalle und empfahl dem 
BMF, geeignete technische Unterstützungen zu implementieren, um 

eine falsche Kontierung bereits bei der Erfassung im Haushaltsverrech­
nungssystem zu verhindern. Dies könnte beispielsweise über die Defmi­
tion der Kreditoren bzw. Debitoren realisien werden, sodass, wenn eine 
Bundesdienststelle einen Konsolidierungsfall erfasst, die andere betei ­
ligte Stelle automatisien einen korrekten Kontierungsvorschlag erhält. 
Der RH empfahl den Bunde ministerien und den Obersten Organen, 

bei der Verbuchung von zu konsolidierenden Geschäft fallen auf die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der Verbuchung zu achten. Ferner emp­
fahl er der Buchhaltungsagentur, geeignete organisatorische Vorkeh­
rungen zu treffen, um falsche Verbuchungen von Konsolidierungsfal­

len zu vermeiden bzw. falsche Kontierungen vor der Verbuchung zu 

hinterfragen. 

15.3 (I J Laur Stellungnahme des BMF habe es der Buehha/rullgsagenrur 
ulld deli haus/wlrsleitelldell OrgalIeIl eillell Absrimmberichr (Il1ter­
Compally-ReportingJ, welcher ull vollsrändige kOIl o/idierullgsrelevanre 
Gesehäftsfolle aufzeige, zur VerjUgullg gestellt. EiI,e Verbesserung der 

ituatioll könne durch die prokrisehe Anwendullg der vorgesehenen 
Eskalationsmeehanismen herbeigejrihrt werden. 
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Ordnungsmäßigkeiu- und Belegprüfung der 
Haushaluverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

(2) Die BucilhallUngsagentur legte in ihrer tellungnahme dar, dass 

aufgrund einer Programmierung durch die Bundesrechenuntrum GmbH 
zu konsolidierende Gesclläftsfolle selbständig ausgeglichen würden. 

Ein Bericht fir nicht automatisch ausgeglichelle Geschäftsfolle wäre 
erst im uiertell Quartal 2014 zur Verfügullg gestanden. Aufgrund der 
Erfahrungen im Jahr 2014 habe die Bucllhaltung agel1lur auch Maß­

lIalll"en gesetzt, um Differellun zu minimieren . So habe sie Punkte, 
die im Zuge UO II Überrecllllullgen uerpflichtelld geprüft werden müs­

sen, auch ill die Diel1stanweisung Verrechnung aufgenommen. 

15.4 (l) Der RH entgegnete dem BMF, dass all fall ig zur Verfügung stehende 
Abstimmberichte allein nicht geeignet sind, eine falsche Verbuchung 

von Konsolidierungsfallen zu verhindern, ondern dass diese dazu die­
nen. falsch verbuchte Fälle aufzufmden. um sie zu berichtigen. Daher 

verblieb der RH bei seiner Empfehlung. technische Unterstützungen 
zu implementieren. um bereits die fal ehe Verbuchung zu verhindern 

und somit den Korrekturaufwand zu verringern. 

(2) Der RH nahm die bisherigen Bemühungen der Buchhaltungsagen­
tur zur Kenntnis. verblieb aber vor dem Hintergrund der nach wie vor 

auftretenden Konsolidierungsfehler bei seiner Empfehlung. 

16.1 (l) Die sachliche Zuordnung und somit die kontengerechte Verrech­
nung gemäß der Kontenplanverordnung 2013 (KPV 2013) des Bundes 

waren nicht in allen Untergliederungen korrekt erfolgt. Konten, die in 
der KPV 2013 eindeutig defmien waren - wie z.B. 6300.000 (Brief­
post). 6310.000 (Paketpost). 6000.901 (Fernwärme). 6000.902 (Gas) oder 

6000.904 (Wasser) - wurden nicht bzw. nicht korrekt verwendet. 

(2) Viele Bundesministerien und Obersten Organe verbuchten den von 

der Bunde immobiliengesellschaft m.b.H. (BIG) ausgewiesenen Gesamt ­
betrag (für Miete, Betriebs- und Energiekosten) auf dem Konto 7024.- ­

Mietaufwand. Die durch die KPV 2013 eindeutig defrnienen Konten 
6000.- Energiebezüge wurden nicht verwendet. 

(3) Bei der Verbuchung war die Kontenzuordnung in einigen Fällen 
nicht korrekt vorgenommen worden . 

16.2 Der RH bemängelte die den haushaltsrechtlichen Bestimmungen wider­

sprechenden Fehlkonrierungen. Er empfahl allen Bundesministerien 
und Obersten Organen, insbe ondere im Hinblick auf die Umsetzung 
des § 24 RLV 2013. die Kontenplanverordnung einzuhalten und die 

jeweils vorgesehenen Konten zu bebuchen. Weiters empfahl der RH 
dem BMF, die _Richtlinien zur Anwendung der Kontenplanvero rd-
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nung- an die Kontenplanverordnung 2013 anzupassen und zu veröf­

fentlichen. Darüber hinau empfahl er der Buchhaltungsagentur, ihrer 
VerpOichtung gemäß § 124 BHV 2013 nachzukommen, die buchungs­

relevanten Daten vor deren Verbuchung zu prüfen und die haushalts­
leitenden Organe auf allfallige fehlerhafte Buchungsanweisungen hin ­

zuweisen. 

16.3 Dir Buchhaltungsagel1lur beronrr in ihrer Srrllungnahme, das bri der 
vereinfachren Prüfling eine Prüfung lrinsielrrlich der KonrierUlrg nielli 
vorge ehen sei. Sie werde auf die Verwendung der laur Konrenplan ­
verordnung vorgesehenen Konren besonderes Augenmrrk legen. 

16.4 Der RH entgegnete der Buchhallungsagentur, dass sehr wohl auch bei 

der vereinfachten Prüfung die Überprüfung der Kontierung gemäß 
§ 124 Abs. 6 Z 3 BHV 2013 ohne Ausnahme vorgeschrieben ist und 

verblieb daher bei seiner Empfehlung. 

17.1 Als Obligo sind gemäß § 90 BHG 201) Geschäftsfalle zu verrechnen, 

bei denen Mittelverwendungen bzw. Minelaufbringungen vorgemerkt 
oder reserviert werden. Für Gebarungsfalle, die GeldleistungsverpOich­
tungen zu Gunsten oder zu Lasten des Bundes begründen oder in Aus­
sicht stellen, sind gemäß § 65 BHV 2013 Mittelvorrnerkungen in Form 
von Berechtigungen bzw. VerpOichtungen vorzunehmen. 

Die vollständige Erfassung der Mittelvorrnerkungen ist ftir die Haus­
haltssteuerung im Hinblick auf Planbarkeit und Vollzug bzw. verbes­

serte Budgetdisziplin erforderlich. 

Über alle Untergliederungen wurden Minelvorrnerkungen fast durch­

gängig lückenhaft durchgeftihrt. 

17.2 Der RH wies kritisch darauf hin. da entgegen den haushaltsrecht ­
lichen Bestimmungen ftir Berechtigungen und VerpOichtungen. sobald 
diese begründet oder in Aussicht gestellt werden, Minelvorrnerkungen 

im Verrechnungssystem lückenhaft vorgenommen wurden. 

Der RH empfahl allen Bundesmini terien und Obersten Organen, Mit­

telvormerkungen im Haushaltsverrechnungssystem stets vorzunehmen. 
Weiters empfahl er dem BMF, durch ressortinteme Anweisungen an 
die betreffenden Fachabteilungen sicherzustellen, das die einschlä­
gigen Bestimmungen über die Mil1elvormerkungen künftig eingehal­

ten werden. 
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